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. AsylG 2005 § 35 giiltig von 01.09.2018 bis 11.06.2026aufgehoben durch BGBI. | Nr. 39/2026
AsylG 2005 § 35 gultig von 01.11.2017 bis 31.08.2018zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 145/2017
AsylG 2005 § 35 gultig von 01.11.2017 bis 31.10.2017zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 84/2017
AsylG 2005 § 35 gultig von 01.06.2016 bis 31.10.2017zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 24/2016
AsylG 2005 § 35 gultig von 01.01.2014 bis 31.05.2016zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 68/2013
AsylG 2005 § 35 gultig von 01.01.2014 bis 31.12.2013zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 87/2012
AsylG 2005 § 35 gultig von 01.01.2010 bis 31.12.2013zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 122/2009
AsylG 2005 § 35 gultig von 01.01.2006 bis 31.12.2009

—_

© N o v~ wDN

AsylG 2005 § 7 heute

AsylG 2005 § 7 glltig ab 12.06.2026 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 39/2026

AsylG 2005 § 7 glltig von 01.09.2018 bis 11.06.2026 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 56/2018
AsylG 2005 § 7 glltig von 01.11.2017 bis 31.08.2018zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 145/2017
AsylG 2005 § 7 glltig von 01.11.2017 bis 31.10.2017 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 84/2017
AsylG 2005 § 7 glltig von 01.06.2016 bis 31.10.2017 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 24/2016
AsylG 2005 § 7 glltig von 01.01.2014 bis 31.05.2016 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 87/2012
AsylG 2005 § 7 glltig von 01.01.2010 bis 31.12.2013zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 122/2009
AsylG 2005 8 7 gultig von 01.07.2008 bis 31.12.2009zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 4/2008
AsylG 2005 § 7 gltig von 01.01.2006 bis 30.06.2008
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B-VG Art. 133 heute

B-VG Art. 133 gultig von 01.01.2019 bis 24.05.2018zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 138/2017
B-VG Art. 133 gultig ab 01.01.2019zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 22/2018

B-VG Art. 133 giltig von 25.05.2018 bis 31.12.2018zuletzt gedndert durch BGBI. | Nr. 22/2018
B-VG Art. 133 gultig von 01.08.2014 bis 24.05.2018zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 164/2013
B-VG Art. 133 gultig von 01.01.2014 bis 31.07.2014zuletzt gedndert durch BGBI. | Nr. 51/2012
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7. B-VG Art. 133 guiltig von 01.01.2004 bis 31.12.2013zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 100/2003

8. B-VG Art. 133 giiltig von 01.01.1975 bis 31.12.2003zuletzt geandert durch BGBI. Nr. 444/1974

9. B-VG Art. 133 guiltig von 25.12.1946 bis 31.12.1974zuletzt geandert durch BGBI. Nr. 211/1946
10. B-VG Art. 133 gultig von 19.12.1945 bis 24.12.1946zuletzt geandert durch StGBI. Nr. 4/1945
11. B-VG Art. 133 giltig von 03.01.1930 bis 30.06.1934

1. VWGVG 8 28 heute
2. VwGVG § 28 glltig ab 01.01.2019zuletzt gedndert durch BGBI. | Nr. 138/2017
3. VwWGVG § 28 gliltig von 01.01.2014 bis 31.12.2018
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W235 2318451-1/6E
W235 2318466-1/4E
W235 2318468-1/4E
W235 2318470-1/4E
BESCHLUSS

Das Bundesverwaltungsgericht hat durch die Richterin Maga. Sabine MEHLGARTEN-LINTNER Uber die Beschwerde von
1. XXXX , geb. XXXX, 2. mj. XXXX, geb. XXXX , 3. mj. XXXX , geb. XXXX und 4. mj. XXXX , geb. XXXX, 2. 3. und 4. gesetzlich
vertreten durch: XXXX , alle: StA. Syrien, gegen den Bescheid des Osterreichischen Generalkonsulats Istanbul vom
26.02.2025, GZ: IST/1238/2023, beschlossen:Das Bundesverwaltungsgericht hat durch die Richterin Maga. Sabine
MEHLGARTEN-LINTNER Uber die Beschwerde von 1. romisch 40, geb. romisch 40, 2. mj. romisch 40, geb. romisch 40,
3. mj. romisch 40, geb. romisch 40 und 4. mj. rémisch 40, geb. rémisch 40, 2. 3. und 4. gesetzlich vertreten durch:
rémisch 40, alle: StA. Syrien, gegen den Bescheid des Osterreichischen Generalkonsulats Istanbul vom 26.02.2025, GZ:
IST/1238/2023, beschlossen:

A)

Der Beschwerde wird gemalR § 28 Abs. 3 VwWGVG stattgegeben, der bekampfte Bescheid wird behoben und die
Angelegenheit wird zur Erlassung neuer Entscheidungen an die Behorde zurlickverwiesen.Der Beschwerde wird gemanR
Paragraph 28, Absatz 3, VWGVG stattgegeben, der bekampfte Bescheid wird behoben und die Angelegenheit wird zur

Erlassung neuer Entscheidungen an die Behérde zurtickverwiesen.

B)

Die Revision ist gemaR Art. 133 Abs. 4 B-VG zuldssigDie Revision ist gemal Artikel 133, Absatz 4, B-VG zulassig.
Text

Begrindung:

I. Verfahrensgang:rémisch eins. Verfahrensgang:

1.1.1. Die Erstbeschwerdefliihrerin gibt an, die Mutter der minderjahrigen Zweitbeschwerdefihrerin sowie der
minderjahrigen Dritt- und ViertbeschwerdefUhrer zu sein. Alle vier Beschwerdefiihrer sind Staatsangehorige von
Syrien. Am 01.06.2023 stellte die Erstbeschwerdefuhrerin fur sich und als gesetzliche Vertreterin auch fur die drei
minderjahrigen Beschwerdeflihrer im Wege ihrer ausgewiesenen Vertretung schriftlich beim Osterreichischen
Generalkonsulat Istanbul Antréage auf Erteilung eines Einreisetitels nach 8§ 35 AsylG. Angefihrt wurde, dass die
Beschwerdefihrer die Ehefrau und die minderjahrigen Kinder des syrischen Staatsangehdrigen, XXXX , geb. XXXX ,
seien, dem mit Bescheid des Bundesamtes fir Fremdenwesen und Asyl vom XXXX .03.2023 der Status des
Asylberechtigten gemall 8 3 AsylG zuerkannt worden sei (= Bezugsperson).1.1.1. Die Erstbeschwerdeflihrerin gibt an,
die Mutter der minderjahrigen Zweitbeschwerdefihrerin sowie der minderjahrigen Dritt- und Viertbeschwerdefihrer
zu sein. Alle vier Beschwerdefuhrer sind Staatsangehérige von Syrien. Am 01.06.2023 stellte die

Erstbeschwerdefuhrerin fur sich und als gesetzliche Vertreterin auch fir die drei minderjahrigen Beschwerdefuhrer im
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Wege ihrer ausgewiesenen Vertretung schriftlich beim Osterreichischen Generalkonsulat Istanbul Antrage auf
Erteilung eines Einreisetitels nach Paragraph 35, AsylG. Angefuhrt wurde, dass die Beschwerdefuhrer die Ehefrau und
die minderjahrigen Kinder des syrischen Staatsangehdrigen, romisch 40, geb. rémisch 40, seien, dem mit Bescheid
des Bundesamtes fur Fremdenwesen und Asyl vom rémisch 40.03.2023 der Status des Asylberechtigten gemal}
Paragraph 3, AsylG zuerkannt worden sei (= Bezugsperson).

1.1.2. Am 18.09.2023 erschienen die Beschwerdefiihrer persénlich beim Osterreichischen Generalkonsulat Istanbul
und fullte die Erstbeschwerdeflhrerin die fir einen Antrag auf Erteilung eines Einreisetitels nach 8 35 AsylG
vorgesehenen Befragungsformulare fir sich sowie als gesetzliche Vertreterin auch fur die minderjahrigen
BeschwerdefUhrer aus und unterfertigte sie. 1.1.2. Am 18.09.2023 erschienen die Beschwerdefihrer persénlich beim
Osterreichischen Generalkonsulat Istanbul und fiillte die Erstbeschwerdefiihrerin die fiir einen Antrag auf Erteilung
eines Einreisetitels nach Paragraph 35, AsylG vorgesehenen Befragungsformulare fur sich sowie als gesetzliche
Vertreterin auch fur die minderjahrigen Beschwerdeflihrer aus und unterfertigte sie.

Sowohl im Rahmen der schriftlichen als auch der persénlichen Antragstellung wurden Unterlagen betreffend die
Identitdt der Beschwerdeflhrer sowie den Asylstatus der Bezugsperson und zum Nachweis des familidren
Verhaltnisses der Beschwerdeflihrer zur Bezugsperson vorgelegt.

1.2. In seiner Mitteilung nach§ 35 Abs. 4 AsylG vom 16.04.2024 und der beiliegenden Stellungnahme vom selben Tag
fihrte das Bundesamt fUr Fremdenwesen und Asyl aus, dass die Gewdhrung des Status eines subsidiar
Schutzberechtigten oder Asylberechtigten an die Beschwerdeflhrer wahrscheinlich sei, da das behauptete
Familienverhaltnis und das tatsachliche Familienleben nach derzeitigem Ermittlungsstand als erwiesen anzunehmen
seien. 1.2. In seiner Mitteilung nach Paragraph 35, Absatz 4, AsylG vom 16.04.2024 und der beiliegenden
Stellungnahme vom selben Tag fihrte das Bundesamt fir Fremdenwesen und Asyl aus, dass die Gewahrung des Status
eines subsidiar Schutzberechtigten oder Asylberechtigten an die Beschwerdefiihrer wahrscheinlich sei, da das
behauptete Familienverhaltnis und das tatsachliche Familienleben nach derzeitigem Ermittlungsstand als erwiesen
anzunehmen seien.

1.3. In seiner (zweiten) Mitteilung nach§& 35 Abs. 4 AsylG vom 30.01.2025 und der beiliegenden Stellungnahme gleichen
Datums flhrte das Bundesamt fiir Fremdenwesen und Asyl aus, dass nach Prifung der Sachlage die Gewahrung des
Status eines subsidiar Schutzberechtigten oder Asylberechtigten an die Beschwerdefihrer nicht wahrscheinlich sei, da
gegen die Bezugsperson ein Verfahren zur Aberkennung des Status des Asylberechtigten gemal3 § 7 AsylG anhangig
sei. 1.3. In seiner (zweiten) Mitteilung nach Paragraph 35, Absatz 4, AsylG vom 30.01.2025 und der beiliegenden
Stellungnahme gleichen Datums fihrte das Bundesamt fUr Fremdenwesen und Asyl aus, dass nach Prifung der
Sachlage die Gewahrung des Status eines subsididar Schutzberechtigten oder Asylberechtigten an die
Beschwerdefiihrer nicht wahrscheinlich sei, da gegen die Bezugsperson ein Verfahren zur Aberkennung des Status des
Asylberechtigten gemal3 Paragraph 7, AsylG anhangig sei.

Dies teilte das Osterreichische Generalkonsulat Istanbul den Beschwerdefiihrern im Wege ihrer bevollméichtigten
Vertretung am 04.02.2025 mit und forderte sie zur Abgabe einer Stellungnahme binnen zwei Wochen auf.

1.4. Die Beschwerdefihrer erstatteten durch ihre ausgewiesene Vertretung am 18.02.2025 eine Stellungnahme und
fihrten zusammengefasst aus, dass, sofern eine Gewahrung desselben Schutzes bloR wahrscheinlich sei, die Einreise
zu gewahren sei. Abgelehnt werden durfe der Antrag nur, wenn die Erteilung nicht einmal wahrscheinlich, also
ausgeschlossen, sei. Da bislang kein Bescheid zur Aberkennung des Status ergangen sei bzw. keine rechtskraftige
Entscheidung vorliege, kénne nicht davon gesprochen werden, dass eine Gewahrung desselben Schutzes
ausgeschlossen sei. Angesichts der duf3erst instabilen Lage in Syrien sei nicht ausgeschlossen, dass der Status der
Bezugsperson nicht aberkannt werde und eine Statusgewahrung an die Beschwerdefihrer erfolge. Selbstverstandlich
widerspreche es nicht unionsrechtlichen Vorgaben, einen Antrag auf Familienzusammenfiihrung abzuweisen, wenn
die Bezugsperson nicht mehr asylberechtigt sei. Auch sei nachzuvollziehen, dass die Entscheidung Uber die
Aberkennung des Status zeitlich vor der Entscheidung tber die Familienzusammenfihrung ergehen sollte, da zweitere
von ersterer abhangig sei. Es wirde jedoch die Familienzusammenfihrung GbermaRig erschweren, wenn der Antrag
bereits aufgrund des Verdachts, die Verfolgungsgefahr kdnnte weggefallen sein, abgewiesen werden kénne. Zwar
konnten die Beschwerdefiihrer nach Beendigung des Aberkennungsverfahrens neue Antrage einbringen, mussten
dafur jedoch erneut an eine Botschaft anreisen, neuerlich Verfahrensgebihren begleichen und wieder mehrere
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Monate auf eine Entscheidung warten. Eine solche MalRnahme finde Uberdies keine Deckung in der
Familienzusammenfuhrungsrichtlinie und erweise sich daher und in Anbetracht des Effektivitatsgrundsatzes als
unzulassig. Auch wirde sie eine Verletzung von Art. 8 EMRK darstellen. Um den unionsrechtlichen Anforderungen
Genuge zu tun und gleichzeitig den Umstand eines gegebenenfalls unsicheren Aufenthaltsrechts der Bezugsperson zu
berucksichtigen, wiirde es sich anbieten, mit der Entscheidung Uber die gegenstandlichen Antrage zuzuwarten bis Uber
das Verfahren zur Aberkennung des Status entschieden worden sei. Ferner halte der Verfassungsgerichtshof in seiner
Rechtsprechung fest, dass bei Entscheidungen Uber Antrdge gemaR 8§ 35 AsylG jedenfalls eine Einzelfallabwagung
hinsichtlich Art. 8 EMRK durchzufiihren sei. Eine solche Abwagung lasse die Behérde vermissen. Weder werde auf die
spezifische Situation der Beschwerdefuhrer noch auf die Griinde, die méglicherweise zu einer Aberkennung des Status
der Bezugsperson fiihren kodnnten, eingegangen.1.4. Die Beschwerdefiihrer erstatteten durch ihre ausgewiesene
Vertretung am 18.02.2025 eine Stellungnahme und fihrten zusammengefasst aus, dass, sofern eine Gewahrung
desselben Schutzes bloR wahrscheinlich sei, die Einreise zu gewahren sei. Abgelehnt werden dirfe der Antrag nur,
wenn die Erteilung nicht einmal wahrscheinlich, also ausgeschlossen, sei. Da bislang kein Bescheid zur Aberkennung
des Status ergangen sei bzw. keine rechtskraftige Entscheidung vorliege, kénne nicht davon gesprochen werden, dass
eine Gewahrung desselben Schutzes ausgeschlossen sei. Angesichts der duBerst instabilen Lage in Syrien sei nicht
ausgeschlossen, dass der Status der Bezugsperson nicht aberkannt werde und eine Statusgewahrung an die
Beschwerdefiihrer erfolge. Selbstverstandlich widerspreche es nicht unionsrechtlichen Vorgaben, einen Antrag auf
Familienzusammenfuhrung abzuweisen, wenn die Bezugsperson nicht mehr asylberechtigt sei. Auch sei
nachzuvollziehen, dass die Entscheidung Uber die Aberkennung des Status zeitlich vor der Entscheidung Uber die
Familienzusammenfuhrung ergehen sollte, da zweitere von ersterer abhangig sei. Es wirde jedoch die
Familienzusammenfuhrung UbermaRig erschweren, wenn der Antrag bereits aufgrund des Verdachts, die
Verfolgungsgefahr kdnnte weggefallen sein, abgewiesen werden kénne. Zwar kénnten die Beschwerdefiihrer nach
Beendigung des Aberkennungsverfahrens neue Antrage einbringen, muissten dafur jedoch erneut an eine Botschaft
anreisen, neuerlich Verfahrensgebihren begleichen und wieder mehrere Monate auf eine Entscheidung warten. Eine
solche MalRnahme finde Uberdies keine Deckung in der Familienzusammenfihrungsrichtlinie und erweise sich daher
und in Anbetracht des Effektivitatsgrundsatzes als unzuldssig. Auch wiirde sie eine Verletzung von Artikel 8, EMRK
darstellen. Um den unionsrechtlichen Anforderungen Genlge zu tun und gleichzeitig den Umstand eines
gegebenenfalls unsicheren Aufenthaltsrechts der Bezugsperson zu berUcksichtigen, wiirde es sich anbieten, mit der
Entscheidung Uber die gegenstandlichen Antrage zuzuwarten bis Uber das Verfahren zur Aberkennung des Status
entschieden worden sei. Ferner halte der Verfassungsgerichtshof in seiner Rechtsprechung fest, dass bei
Entscheidungen Uber Antrage gemafld Paragraph 35, AsylG jedenfalls eine Einzelfallabwagung hinsichtlich Artikel 8,
EMRK durchzufiihren sei. Eine solche Abwagung lasse die Behorde vermissen. Weder werde auf die spezifische
Situation der Beschwerdefihrer noch auf die Grinde, die mdglicherweise zu einer Aberkennung des Status der
Bezugsperson fuhren kdnnten, eingegangen.

1.5. Mit Schreiben vom 25.02.2025 gab das Bundesamt fir Fremdenwesen und Asyl dem Generalkonsulat bekannt,
dass es keine Notwendigkeit erkenne, die negative Wahrscheinlichkeitsprognose abzuandern, und fihrte aus, dass
eine positive Wahrscheinlichkeitsprognose nicht ergehen dirfe, wenn gegen die Bezugsperson ein
Aberkennungsverfahren anhangig sei. Ein Abwarten auf eine (rechtskraftige) Entscheidung im Aberkennungsverfahren
sei laut Ansicht des Bundesamtes nicht zuldssig. Laut 8 35 Abs. 4 AsylG sei eine positive Prognoseentscheidung nur
dann madglich, wenn gegen die Bezugsperson kein Aberkennungsverfahren anhangig sei. Das Gesetz regle nicht
ausdrucklich, wann eine negative Prognoseentscheidung zu treffen sei. Allerdings ergebe sich aus &8 35 Abs. 4 AsylG,
dass eine negative Prognoseentscheidung dann notwendig sei, wenn die Voraussetzungen fir eine positive nicht
vorlagen. Das in der Stellungnahme geforderte Eingehen auf die spezifische Situation der Beschwerdefiihrer auf
andere Umstande als in§ 35 AsylG normiert, sei nicht vorsehen. Auch die Grinde, die zur Einleitung des
Aberkennungsverfahrens gegen die Bezugsperson gefluhrt hatten, seien nicht relevant.1.5. Mit Schreiben vom
25.02.2025 gab das Bundesamt fir Fremdenwesen und Asyl dem Generalkonsulat bekannt, dass es keine
Notwendigkeit erkenne, die negative Wahrscheinlichkeitsprognose abzuandern, und flhrte aus, dass eine positive
Wahrscheinlichkeitsprognose nicht ergehen dirfe, wenn gegen die Bezugsperson ein Aberkennungsverfahren
anhangig sei. Ein Abwarten auf eine (rechtskraftige) Entscheidung im Aberkennungsverfahren sei laut Ansicht des
Bundesamtes nicht zuldssig. Laut Paragraph 35, Absatz 4, AsylG sei eine positive Prognoseentscheidung nur dann
moglich, wenn gegen die Bezugsperson kein Aberkennungsverfahren anhdngig sei. Das Gesetz regle nicht
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ausdrucklich, wann eine negative Prognoseentscheidung zu treffen sei. Allerdings ergebe sich aus Paragraph 35,
Absatz 4, AsylG, dass eine negative Prognoseentscheidung dann notwendig sei, wenn die Voraussetzungen fur eine
positive nicht vorlagen. Das in der Stellungnahme geforderte Eingehen auf die spezifische Situation der
Beschwerdefiihrer auf andere Umstande als in Paragraph 35, AsylG normiert, sei nicht vorsehen. Auch die Griinde, die
zur Einleitung des Aberkennungsverfahrens gegen die Bezugsperson geflhrt hatten, seien nicht relevant.

2. Mit Bescheid des Osterreichischen Generalkonsulats Istanbul vom 26.02.2025, GZ: IST/1238/2023, wurden die
Antrage der Beschwerdefiihrer auf Erteilung eines Einreisetitels gemal 8 26 FPG iVm § 35 AsylG abgewiesen. 2. Mit
Bescheid des Osterreichischen Generalkonsulats Istanbul vom 26.02.2025, GZ: I1ST/1238/2023, wurden die Antrage der
Beschwerdefuhrer auf Erteilung eines Einreisetitels gemaR Paragraph 26, FPG in Verbindung mit Paragraph 35, AsylG
abgewiesen.

3. Gegen diesen Bescheid erhob die Erstbeschwerdefiihrerin fur sich und als gesetzliche Vertreterin auch fur die drei
minderjahrigen Beschwerdefihrer im Wege ihrer ausgewiesenen Vertretung fristgerecht am 26.03.2025 Beschwerde
wegen Rechtswidrigkeit infolge Verletzung von Verfahrensvorschriften und wegen inhaltlicher Rechtswidrigkeit.
Begrindend wurde zunadchst ausgeflhrt, die unterlassene Auseinandersetzung mit den in der Stellungnahme
vorgebrachten Argumenten stelle eine Verletzung des Rechts auf Parteiengehdr bzw. einen Begriindungsmangel dar.
Weiters wurde darauf verwiesen, dass Ziel der Bestimmung des § 35 Abs. 4 AsylG sei, dass sich Fremde nicht auf den
unsicheren Status einer Bezugsperson berufen kénnten, gegen die ein Aberkennungsverfahren eingeleitet worden sei.
Eine ,positive” Mitteilung durfe nicht ergehen, wenn ein Verfahren zur Aberkennung des Status anhangig sei. Es werde
jedoch nicht gefordert, in diesem Fall eine ,negative” Mitteilung an die Botschaft zu Ubermitteln. In der Folge wurde das
Vorbringen aus der Stellungnahme vom 18.02.2025 sinngemaR wiederholt und weiters ausgefthrt, dass, da im
vorliegenden Fall der Zusammenfiihrende Uber den Status des Asylberechtigten verfige und die Beschwerdeflhrer
die syrische Staatsburgerschaft besitzen wirden, die Familienzusammenfuhrungsrichtlinie anwendbar sei. Der EuGH
habe festgestellt, dass die Genehmigung der Familienzusammenfihrung die Grundregel darstelle und der den
Mitgliedstaaten erdffnete Handlungsspielraum nicht in einer Weise genutzt werden durfe, die das Richtlinienziel - die
Begunstigung der Familienzusammenfiihrung - und die praktische Wirksamkeit der Richtlinie beeintrachtigen wirde.
3. Gegen diesen Bescheid erhob die Erstbeschwerdefihrerin fur sich und als gesetzliche Vertreterin auch fur die drei
minderjahrigen Beschwerdefihrer im Wege ihrer ausgewiesenen Vertretung fristgerecht am 26.03.2025 Beschwerde
wegen Rechtswidrigkeit infolge Verletzung von Verfahrensvorschriften und wegen inhaltlicher Rechtswidrigkeit.
Begrindend wurde zunadchst ausgefihrt, die unterlassene Auseinandersetzung mit den in der Stellungnahme
vorgebrachten Argumenten stelle eine Verletzung des Rechts auf Parteiengehdr bzw. einen Begrindungsmangel dar.
Weiters wurde darauf verwiesen, dass Ziel der Bestimmung des Paragraph 35, Absatz 4, AsylG sei, dass sich Fremde
nicht auf den unsicheren Status einer Bezugsperson berufen kdnnten, gegen die ein Aberkennungsverfahren
eingeleitet worden sei. Eine ,positive” Mitteilung durfe nicht ergehen, wenn ein Verfahren zur Aberkennung des Status
anhangig sei. Es werde jedoch nicht gefordert, in diesem Fall eine ,negative” Mitteilung an die Botschaft zu Gbermitteln.
In der Folge wurde das Vorbringen aus der Stellungnahme vom 18.02.2025 sinngemald wiederholt und weiters
ausgefuhrt, dass, da im vorliegenden Fall der Zusammenfihrende Uber den Status des Asylberechtigten verfiige und
die Beschwerdeflhrer die syrische Staatsburgerschaft besitzen wirden, die Familienzusammenfihrungsrichtlinie
anwendbar sei. Der EUGH habe festgestellt, dass die Genehmigung der Familienzusammenfihrung die Grundregel
darstelle und der den Mitgliedstaaten er6ffnete Handlungsspielraum nicht in einer Weise genutzt werden durfe, die
das Richtlinienziel - die Beglnstigung der Familienzusammenfihrung - und die praktische Wirksamkeit der Richtlinie
beeintrachtigen wirde.

Angeregt werde, folgende Frage dem EuGH zur Vorabentscheidung vorzulegen:

LSt Art. 3 Abs. 1iVm Art. 9 Abs. 1 und Art. 17 der Richtlinie 2003/86/EG vom 22. September 2003 betreffend das Recht
auf Familienzusammenfuhrung dahingehend auszulegen, dass er es Mitgliedstaaten verwehrt, einen Antrag auf
Familienzusammenfuhrung mit einem Flichtling lediglich deshalb abzulehnen, weil ein Verfahren zur Aberkennung
des Fluchtlingsstatus anhangig ist, ohne dass das Ergebnis dieses Verfahrens abgewartet und auf dieses Ergebnis
Ricksicht genommen wird?” ,Ist Artikel 3, Absatz eins, in Verbindung mit Artikel 9, Absatz eins und Artikel 17, der
Richtlinie 2003/86/EG vom 22. September 2003 betreffend das Recht auf Familienzusammenfuhrung dahingehend
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auszulegen, dass er es Mitgliedstaaten verwehrt, einen Antrag auf Familienzusammenfihrung mit einem Flichtling
lediglich deshalb abzulehnen, weil ein Verfahren zur Aberkennung des Fliichtlingsstatus anhangig ist, ohne dass das
Ergebnis dieses Verfahrens abgewartet und auf dieses Ergebnis Ricksicht genommen wird?"

4. Am 28.08.2025 langte der Akt des Generalkonsulats beim Bundesverwaltungsgericht ein und wurde der zustandigen
Gerichtsabteilung W235 zugewiesen.

4.1. Mit Schreiben vom 06.05.2026 ersuchte das Bundesverwaltungsgericht das Bundesamt fir Fremdenwesen und
Asyl vor dem Hintergrund der rezenten Entscheidung des Verfassungsgerichtshofes vom 16.12.2025, E 1209-
1210/2025, E 1211/2025, um Auskunft betreffend den Verfahrensstand im Aberkennungsverfahren der Bezugsperson
und zwar insbesondere dahingehend, welche konkreten Verfahrensschritte bislang gesetzt worden seien sowie, wann
mit einem Abschluss dieses Aberkennungsverfahrens zu rechnen sei. 4.1. Mit Schreiben vom 06.05.2026 ersuchte das
Bundesverwaltungsgericht das Bundesamt fur Fremdenwesen und Asyl vor dem Hintergrund der rezenten
Entscheidung des Verfassungsgerichtshofes vom 16.12.2025, E 1209-1210/2025, E 1211 aus 2025,, um Auskunft
betreffend den Verfahrensstand im Aberkennungsverfahren der Bezugsperson und zwar insbesondere dahingehend,
welche konkreten Verfahrensschritte bislang gesetzt worden seien sowie, wann mit einem Abschluss dieses
Aberkennungsverfahrens zu rechnen sei.

4.2. Mit Stellungnahme vom 12.05.2026 brachte das Bundesamt fiir Fremdenwesen und Asyl vor, dass der
Bezugsperson mit Bescheid vom XXXX .03.2023 der Status des Asylberechtigten aufgrund einer Bedrohung durch das
damalige Assad-Regime wegen der Desertion vom Militardienst zuerkannt worden sei. Das Aberkennungsverfahren sei
am XXXX .01.2025 eingeleitet worden. Eine Einvernahme der Bezugsperson sei flr den XXXX .06.2026 vorgesehen. 4.2.
Mit Stellungnahme vom 12.05.2026 brachte das Bundesamt fir Fremdenwesen und Asyl vor, dass der Bezugsperson
mit Bescheid vom rémisch 40 .03.2023 der Status des Asylberechtigten aufgrund einer Bedrohung durch das damalige
Assad-Regime wegen der Desertion vom Militérdienst zuerkannt worden sei. Das Aberkennungsverfahren sei am
réomisch 40.01.2025 eingeleitet worden. Eine Einvernahme der Bezugsperson sei fur den rémisch 40.06.2026
vorgesehen.

Nach der Judikatur des Verwaltungsgerichtshofes kdnnten grundlegende politische Verdnderungen im Herkunftsstaat
die Annahme begriinden, dass der Anlass fur die Furcht vor Verfolgung nicht mehr langer bestehe. Allerdings dirfe es
sich hierbei nicht nur um voriibergehende Verdnderungen handeln. Ob eine relevante Anderung eingetreten sei, habe
die Behdrde von Amts wegen zu ermitteln, wobei die konkreten Fluchtgriinde zu beriicksichtigen seien. Insbesondere
sei bei tiefgreifenden Veranderungen ein langerer Beobachtungszeitraum erforderlich und sei entscheidend, ob der
Asylberechtigte den Schutz des Herkunftsstaates tatsachlich in Anspruch nehmen koénne. Ausgehend von dieser
Rechtsprechung kdnne etwa bei einem Regimewechsel ein Endigungsgrund nach Art. 1 Abschnitt C Z 5 GFK eintreten.
Bei konkreten Anhaltspunkten sei das Bundesamt fir Fremdenwesen und Asyl verpflichtet, ein
Aberkennungsverfahren einzuleiten, um die grundlegende Lageanderung zu prifen. Daher stelle die Einleitung eines
Aberkennungsverfahrens bei Vorliegen von Anhaltspunkten eine gesetzliche Verpflichtung der Behorde dar. Da sich
die Grinde der Bezugsperson ausschlieBlich auf das Assad-Regime bezogen hatten, habe das Bundesamt fur
Fremdenwesen und Asyl nach dem Sturz des Assad—Regimes in Syrien ein Verfahren zur Prifung des
Aberkennungstatbestandes eingeleitet. Die Prifung des Endigungsgrundes des Art. 1 Abschnitt C Z 5 GFK beschranke
sich nicht nur auf den Wegfall der individuellen Verfolgungsgefahr, sondern erfordere eine umfassende Beurteilung
der maRgeblichen Verhiltnisse im Herkunftsstaat. Die Lage in Syrien sei allerdings fortlaufenden Anderungen
unterworfen, die in aktuellen Landerberichten teilweise nicht vollstandig abgebildet seien. Daher kdnne in einer
Gesamtschau der Landerinformationen noch nicht abschlieBend beurteilt werden, ob die in Syrien mit dem Umsturz
des Assad-Regimes eingetretene Anderung auch eine Aberkennung im Sinne des§ 7 Abs. 1 Z 2 AsylG iVm Art. 1
Abschnitt C Z 5 GFK trage. Das Bundesamt fUr Fremdenwesen und Asyl gehe grundsatzlich davon aus, dass mit dem
Sturz des Assad-Regimes eine grundlegende Anderung der Lage in Syrien eingetreten sei und werde nach Vorliegen
erganzender Landerinformationen prifen, ob diese auch dauerhafter Natur sei. Nach der Judikatur des
Verwaltungsgerichtshofes kdnnten grundlegende politische Veranderungen im Herkunftsstaat die Annahme
begrinden, dass der Anlass fur die Furcht vor Verfolgung nicht mehr langer bestehe. Allerdings durfe es sich hierbei
nicht nur um voriibergehende Veranderungen handeln. Ob eine relevante Anderung eingetreten sei, habe die Behérde
von Amts wegen zu ermitteln, wobei die konkreten Fluchtgrinde zu berucksichtigen seien. Insbesondere sei bei
tiefgreifenden Veranderungen ein langerer Beobachtungszeitraum erforderlich und sei entscheidend, ob der
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Asylberechtigte den Schutz des Herkunftsstaates tatsachlich in Anspruch nehmen koénne. Ausgehend von dieser
Rechtsprechung kénne etwa bei einem Regimewechsel ein Endigungsgrund nach Artikel eins, Abschnitt C Ziffer 5, GFK
eintreten. Bei konkreten Anhaltspunkten sei das Bundesamt flir Fremdenwesen und Asyl verpflichtet, ein
Aberkennungsverfahren einzuleiten, um die grundlegende Lageanderung zu prufen. Daher stelle die Einleitung eines
Aberkennungsverfahrens bei Vorliegen von Anhaltspunkten eine gesetzliche Verpflichtung der Behérde dar. Da sich
die Grunde der Bezugsperson ausschlieBlich auf das Assad-Regime bezogen hatten, habe das Bundesamt fur
Fremdenwesen und Asyl nach dem Sturz des Assad—Regimes in Syrien ein Verfahren zur Prifung des
Aberkennungstatbestandes eingeleitet. Die Prifung des Endigungsgrundes des Artikel eins, Abschnitt C Ziffer 5, GFK
beschranke sich nicht nur auf den Wegfall der individuellen Verfolgungsgefahr, sondern erfordere eine umfassende
Beurteilung der malBgeblichen Verhaltnisse im Herkunftsstaat. Die Lage in Syrien sei allerdings fortlaufenden
Anderungen unterworfen, die in aktuellen Ldnderberichten teilweise nicht vollstdndig abgebildet seien. Daher kénne in
einer Gesamtschau der Landerinformationen noch nicht abschlieBend beurteilt werden, ob die in Syrien mit dem
Umsturz des Assad-Regimes eingetretene Anderung auch eine Aberkennung im Sinne des Paragraph 7, Absatz eins,
Ziffer 2, AsylG in Verbindung mit Artikel eins, Abschnitt C Ziffer 5, GFK trage. Das Bundesamt flr Fremdenwesen und
Asyl gehe grundsétzlich davon aus, dass mit dem Sturz des Assad-Regimes eine grundlegende Anderung der Lage in
Syrien eingetreten sei und werde nach Vorliegen erganzender Landerinformationen prifen, ob diese auch dauerhafter
Natur sei.

Il. Das Bundesverwaltungsgericht hat erwogenrémisch zwei. Das Bundesverwaltungsgericht hat erwogen:
1. Feststellungen:

Das Bundesamt flr Fremdenwesen und Asyl hat am XXXX .01.2025 aufgrund der gednderten Lage in Syrien nach dem
Ende des Regimes des vormaligen Machthabers Bashar Al Assad gegen die Bezugsperson ein Aberkennungsverfahren
eingeleitet. Das Bundesamt flr Fremdenwesen und Asyl hat am rémisch 40 .01.2025 aufgrund der gedanderten Lage in
Syrien nach dem Ende des Regimes des vormaligen Machthabers Bashar Al Assad gegen die Bezugsperson ein
Aberkennungsverfahren eingeleitet.

Festgestellt wird, dass seitens des Bundesamtes flir Fremdenwesen und Asyl in der Folge lediglich ein Termin fiir eine
Einvernahme am XXXX .06.2026 anberaumt wurde, wobei keine Umstande ersichtlich sind, dass die
Verfahrensverzégerung der asylberechtigten Bezugsperson zuzurechnen ware. Festgestellt wird, dass seitens des
Bundesamtes fur Fremdenwesen und Asyl in der Folge lediglich ein Termin fir eine Einvernahme am rémisch 40
.06.2026 anberaumt wurde, wobei keine Umstdnde ersichtlich sind, dass die Verfahrensverzégerung der
asylberechtigten Bezugsperson zuzurechnen ware.

Der Bezugsperson wurde aufgrund einer Bedrohung durch das damalige Assad-Regime wegen Desertion vom
Militdrdienst vom Bundesamt fir Fremdenwesen und Asyl mit Bescheid vom XXXX .03.2023 der Status des
Asylberechtigten zuerkannt. Der Bezugsperson wurde aufgrund einer Bedrohung durch das damalige Assad-Regime
wegen Desertion vom Militédrdienst vom Bundesamt flr Fremdenwesen und Asyl mit Bescheid vom rdmisch 40
.03.2023 der Status des Asylberechtigten zuerkannt.

Festgestellt wird, dass das Bundesamt fir Fremdenwesen und Asyl mit Mitteilung vom 16.04.2024 zunachst
ausdrucklich davon ausgegangen ist, dass die Gewahrung eines Schutzstatus an die Beschwerdefthrer wahrscheinlich
ist.

Im angefochtenen Bescheid wurden keine Feststellungen betreffend die Familienangehdrigeneigenschaft zwischen
den Beschwerdefihrern und der Bezugsperson getroffen. Die Antrage der Beschwerdeflhrer auf Erteilung von
Einreisetiteln wurden unter Verweis auf die Stellungnahme des Bundesamtes flr Fremdenwesen und Asyl vom
30.01.2025 allein aus dem Grund abgewiesen, dass gegen die Bezugsperson ein Asylaberkennungsverfahren anhangig
ist.

Das Bundesamt flir Fremdenwesen und Asyl geht zwar grundsatzlich davon aus, dass mit dem Sturz des Assad-
Regimes eine grundlegende Anderung der Lage in Syrien eingetreten ist, wird jedoch erst priifen, ob diese auch
dauerhafter Natur ist. Wann in weiterer Folge mit einem Abschluss des konkreten Aberkennungsverfahrens betreffend
den Schutzstatus der Bezugsperson zu rechnen sein wird (Aberkennung des Schutzstatus oder Einstellung des
Aberkennungsverfahrens), ist derzeit nicht absehbar. Jedenfalls ist davon auszugehen, dass ein Abschluss des in Rede
stehenden Aberkennungsverfahrens trotz Anberaumung eines Einvernahmetermins noch mehrere Monate in



Anspruch nehmen wird.
2. Beweiswurdigung:

Die oben angefiihrten Feststellungen ergeben sich aus dem Akt des Osterreichischen Generalkonsulats Istanbul sowie
aus dem Gerichtsakt, insbesondere aus der Stellungnahme des Bundesamtes flir Fremdenwesen und Asyl vom
12.05.2026 und aus dem Bescheid des Bundesamtes fir Fremdenwesen und Asyl vom XXXX .03.2023, ZI XXXX .Die
oben angeflihrten Feststellungen ergeben sich aus dem Akt des Osterreichischen Generalkonsulats Istanbul sowie aus
dem Gerichtsakt, insbesondere aus der Stellungnahme des Bundesamtes fur Fremdenwesen und Asyl vom 12.05.2026
und aus dem Bescheid des Bundesamtes fur Fremdenwesen und Asyl vom rémisch 40 .03.2023, ZI rémisch 40 .

Der Stellungnahme des Bundesamtes ist zu entnehmen, dass der Bezugsperson aufgrund einer Bedrohung durch das
damalige Assad-Regime wegen der Desertion vom Militardienst vom Bundesamt fur Fremdenwesen und Asyl mit
Bescheid vom XXXX .03.2023 der Status des Asylberechtigten zuerkannt worden sei sowie, dass das Bundesamt zwar
grundsatzlich davon ausgehe, dass mit dem Sturz des Assad-Regimes eine grundlegende Anderung der Lage in Syrien
eingetreten sei, jedoch noch gepruft werden musse, ob diese auch dauerhafter Natur sei, sodass die diesbeziglichen
Feststellungen zu treffen waren. Der Stellungnahme des Bundesamtes ist zu entnehmen, dass der Bezugsperson
aufgrund einer Bedrohung durch das damalige Assad-Regime wegen der Desertion vom Militardienst vom Bundesamt
far Fremdenwesen und Asyl mit Bescheid vom rémisch 40 .03.2023 der Status des Asylberechtigten zuerkannt worden
sei sowie, dass das Bundesamt zwar grundsatzlich davon ausgehe, dass mit dem Sturz des Assad-Regimes eine
grundlegende Anderung der Lage in Syrien eingetreten sei, jedoch noch geprift werden misse, ob diese auch
dauerhafter Natur sei, sodass die diesbezlglichen Feststellungen zu treffen waren.

Die Feststellung, dass seitens des Bundesamtes in der Folge (= nach Einleitung des Aberkennungsverfahrens) lediglich
ein Termin fir eine Einvernahme der Bezugsperson am XXXX .06.2026 anberaumt wurde und keine weiteren
Verfahrensschritte gesetzt wurden, grundet auf der diesbezlglichen Angabe des Bundesamtes in seiner
Stellungnahme vom 12.05.2026. Die Feststellung, dass seitens des Bundesamtes in der Folge (= nach Einleitung des
Aberkennungsverfahrens) lediglich ein Termin flir eine Einvernahme der Bezugsperson am romisch 40.06.2026
anberaumt wurde und keine weiteren Verfahrensschritte gesetzt wurden, grindet auf der diesbezliglichen Angabe des
Bundesamtes in seiner Stellungnahme vom 12.05.2026.

Aus all diesen Grinden war im Gesamtzusammenhang festzustellen, dass nicht absehbar ist, wann mit einem
Abschluss des konkreten Asylaberkennungsverfahren betreffend den Schutzstatus der Bezugsperson zu rechnen sein
wird. Vor dem Hintergrund, dass die aktuellen Landerinformationen auch dem Parteiengehdr zu unterziehen bzw. der
Bezugsperson im Zuge der Einvernahme vom XXXX .06.2026 die Landerfeststellungen mit einer angemessenen Frist
zur Stellungnahme vorzuhalten sein werden, ergibt sich, dass ein Abschluss des in Rede stehenden Verfahrens aller
Voraussicht nach (nach dem anberaumten Einvernahmetermin) noch mehrere Monate in Anspruch nehmen wird und
eine konkrete Prognose, bis wann das Verfahren tatsachlich bzw. langstens beendet sein wird, derzeit nicht abgegeben
werden kann. Ferner ergibt sich weder aus den Akteninhalten noch aus der Stellungnahme des Bundesamtes flr
Fremdenwesen und Asyl vom 12.05.2026, dass die Verfahrensverzogerung bzw. die Verfahrensdauer der
Bezugsperson zuzurechnen ist. Ein derartiges Vorbringen lasst sich der Stellungnahme nicht einmal im Ansatz
entnehmen. Aus all diesen Grinden war im Gesamtzusammenhang festzustellen, dass nicht absehbar ist, wann mit
einem Abschluss des konkreten Asylaberkennungsverfahren betreffend den Schutzstatus der Bezugsperson zu
rechnen sein wird. Vor dem Hintergrund, dass die aktuellen Landerinformationen auch dem Parteiengehér zu
unterziehen bzw. der Bezugsperson im Zuge der Einvernahme vom rémisch 40 .06.2026 die Landerfeststellungen mit
einer angemessenen Frist zur Stellungnahme vorzuhalten sein werden, ergibt sich, dass ein Abschluss des in Rede
stehenden Verfahrens aller Voraussicht nach (nach dem anberaumten Einvernahmetermin) noch mehrere Monate in
Anspruch nehmen wird und eine konkrete Prognose, bis wann das Verfahren tatsachlich bzw. ldngstens beendet sein
wird, derzeit nicht abgegeben werden kann. Ferner ergibt sich weder aus den Akteninhalten noch aus der
Stellungnahme des Bundesamtes flir Fremdenwesen und Asyl vom 12.05.2026, dass die Verfahrensverzogerung bzw.
die Verfahrensdauer der Bezugsperson zuzurechnen ist. Ein derartiges Vorbringen lasst sich der Stellungnahme nicht
einmal im Ansatz entnehmen.

3. Rechtliche Beurteilung:

Zu A) Behebung des Bescheides und Zurlckverweisung:



3.1. Gesetzliche Grundlagen:

3.1.1. GemalR§ 28 Abs. 2 VWGVG hat das Verwaltungsgericht Uber Beschwerden dann in der Sache selbst zu
entscheiden, wenn 1. der maf3gebliche Sachverhalt feststeht oder 2. die Feststellung des mal3geblichen Sachverhaltes
durch das Verwaltungsgericht selbst im Interesse der Raschheit gelegen oder mit einer erheblichen Kostenersparnis
verbunden ist.3.1.1. Gemal Paragraph 28, Absatz 2, VWGVG hat das Verwaltungsgericht Uber Beschwerden dann in
der Sache selbst zu entscheiden, wenn 1. der maligebliche Sachverhalt feststeht oder 2. die Feststellung des
malfgeblichen Sachverhaltes durch das Verwaltungsgericht selbst im Interesse der Raschheit gelegen oder mit einer

erheblichen Kostenersparnis verbunden ist.

Gemal 8 28 Abs. 3 VwGVG hat das Verwaltungsgericht im Verfahren Uber Beschwerden gemal3 Art 130 Abs. 1 Z 1 B-VG
in der Sache selbst zu entscheiden, wenn die Voraussetzung des Abs. 2 nicht vorliegen und die Behtérde dem nicht bei
der Vorlage der Beschwerde unter Bedachtnahme auf die wesentliche Vereinfachung und Beschleunigung des
Verfahrens widerspricht. Hat die Behdérde notwendige Ermittlungen des Sachverhaltes unterlassen, so kann das
Verwaltungsgericht den angefochtenen Bescheid mit Beschluss aufheben und die Angelegenheit zur Erlassung eines
neuen Bescheides an die Behorde zurlckverweisen. Die Behorde ist hierbei an die rechtliche Beurteilung gebunden,
von welcher das Verwaltungsgericht bei seinem Beschluss ausgegangen ist. Gemal3 Paragraph 28, Absatz 3, YWGVG hat
das Verwaltungsgericht im Verfahren Uber Beschwerden gemal3 Artikel 130, Absatz eins, Ziffer eins, B-VG in der Sache
selbst zu entscheiden, wenn die Voraussetzung des Absatz 2, nicht vorliegen und die Behdrde dem nicht bei der
Vorlage der Beschwerde unter Bedachtnahme auf die wesentliche Vereinfachung und Beschleunigung des Verfahrens
widerspricht. Hat die Behdrde notwendige Ermittlungen des Sachverhaltes unterlassen, so kann das
Verwaltungsgericht den angefochtenen Bescheid mit Beschluss aufheben und die Angelegenheit zur Erlassung eines
neuen Bescheides an die Behorde zurlckverweisen. Die Behorde ist hierbei an die rechtliche Beurteilung gebunden,
von welcher das Verwaltungsgericht bei seinem Beschluss ausgegangen ist.

3.1.2. Die mal3geblichen Bestimmungen des AsylG lauten:

§8 34 Familienverfahren im Inland (AsylG 2005,BGBI. | Nr. 100/2005 idFBGBI. | Nr. 145/2017)Paragraph 34,
Familienverfahren im Inland (AsylG 2005, Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 100 aus 2005, in der Fassung
Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 145 aus 2017,)

(1) Stellt ein Familienangehdriger von 1. einem Fremden, dem der Status des Asylberechtigten zuerkannt worden ist; 2.
einem Fremden, dem der Status des subsidiar Schutzberechtigten (§ 8) zuerkannt worden ist oder 3. einem Asylwerber
einen Antrag auf internationalen Schutz, gilt dieser als Antrag auf Gewahrung desselben Schutzes.(1) Stellt ein
Familienangehdriger von 1. einem Fremden, dem der Status des Asylberechtigten zuerkannt worden ist; 2. einem
Fremden, dem der Status des subsidiar Schutzberechtigten (Paragraph 8,) zuerkannt worden ist oder 3. einem
Asylwerber einen Antrag auf internationalen Schutz, gilt dieser als Antrag auf Gewahrung desselben Schutzes.

(2) Die Behorde hat auf Grund eines Antrages eines Familienangehdrigen eines Fremden, dem der Status des
Asylberechtigten zuerkannt worden ist, dem Familienangehdrigen mit Bescheid den Status eines Asylberechtigten
zuzuerkennen, wenn 1. dieser nicht strafféllig geworden ist und 3. gegen den Fremden, dem der Status des
Asylberechtigten zuerkannt wurde, kein Verfahren zur Aberkennung dieses Status anhangig ist (§ 7).(2) Die Behorde
hat auf Grund eines Antrages eines Familienangehdrigen eines Fremden, dem der Status des Asylberechtigten
zuerkannt worden ist, dem Familienangehdérigen mit Bescheid den Status eines Asylberechtigten zuzuerkennen, wenn
1. dieser nicht straffallig geworden ist und 3. gegen den Fremden, dem der Status des Asylberechtigten zuerkannt
wurde, kein Verfahren zur Aberkennung dieses Status anhangig ist (Paragraph 7,).

(3) Die Behdrde hat auf Grund eines Antrages eines Familienangehdrigen eines Fremden, dem der Status des subsidiar
Schutzberechtigten zuerkannt worden ist, dem Familienangehdrigen mit Bescheid den Status eines subsidiar
Schutzberechtigten zuzuerkennen, wenn 1. dieser nicht straffallig geworden ist; 3. gegen den Fremden, dem der Status
des subsididr Schutzberechtigten zuerkannt wurde, kein Verfahren zur Aberkennung dieses Status anhangig ist (§ 9)
und 4. dem Familienangehorigen nicht der Status eines Asylberechtigten zuzuerkennen ist.(3) Die Behérde hat auf
Grund eines Antrages eines Familienangehdrigen eines Fremden, dem der Status des subsidiar Schutzberechtigten
zuerkannt worden ist, dem Familienangehdrigen mit Bescheid den Status eines subsidiar Schutzberechtigten
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zuzuerkennen, wenn 1. dieser nicht straffallig geworden ist; 3. gegen den Fremden, dem der Status des subsidiar
Schutzberechtigten zuerkannt wurde, kein Verfahren zur Aberkennung dieses Status anhdngig ist (Paragraph 9,) und 4.
dem Familienangehorigen nicht der Status eines Asylberechtigten zuzuerkennen ist.

(4) Die Behorde hat Antrage von Familienangehdrigen eines Asylwerbers gesondert zu prifen; die Verfahren sind unter
einem zu fuhren; unter den Voraussetzungen der Abs. 2 und 3 erhalten alle Familienangehdrigen den gleichen
Schutzumfang. Entweder ist der Status des Asylberechtigten oder des subsididr Schutzberechtigten zuzuerkennen,
wobei die Zuerkennung des Status des Asylberechtigten vorgeht, es sei denn, alle Antrage waren als unzuldssig
zurlickzuweisen oder abzuweisen. Jeder Asylwerber erhdlt einen gesonderten Bescheid. Ist einem Fremden der
faktische Abschiebeschutz gemdl? § 12a Abs. 4 zuzuerkennen, ist dieser auch seinen Familienangehorigen
zuzuerkennen.(4) Die Behoérde hat Antrdge von Familienangehorigen eines Asylwerbers gesondert zu prufen; die
Verfahren sind unter einem zu flhren; unter den Voraussetzungen der Absatz 2 und 3 erhalten alle
Familienangehorigen den gleichen Schutzumfang. Entweder ist der Status des Asylberechtigten oder des subsidiar
Schutzberechtigten zuzuerkennen, wobei die Zuerkennung des Status des Asylberechtigten vorgeht, es sei denn, alle
Antrage waren als unzulassig zurtickzuweisen oder abzuweisen. Jeder Asylwerber erhalt einen gesonderten Bescheid.
Ist einem Fremden der faktische Abschiebeschutz gemaR Paragraph 12 a, Absatz 4, zuzuerkennen, ist dieser auch
seinen Familienangehdrigen zuzuerkennen.

(5) Die Bestimmungen der Abs. 1 bis 4 gelten sinngemal3 fiir das Verfahren beim Bundesverwaltungsgericht(5) Die
Bestimmungen der Absatz eins bis 4 gelten sinngemaR fiir das Verfahren beim Bundesverwaltungsgericht.

(6) Die Bestimmungen dieses Abschnitts sind nicht anzuwenden: 1. auf Familienangehorige, die EWR-Blrger oder
Schweizer Burger sind; 2. auf Familienangehdrige eines Fremden, dem der Status des Asylberechtigten oder der Status
des subsidiar Schutzberechtigten im Rahmen eines Verfahrens nach diesem Abschnitt zuerkannt wurde, es sei denn es
handelt sich bei dem Familienangehdrigen um ein minderjahriges lediges Kind; 3. im Fall einer Aufenthaltsehe,
Aufenthaltspartnerschaft oder Aufenthaltsadoption (§ 30 NAG). (6) Die Bestimmungen dieses Abschnitts sind nicht
anzuwenden: 1. auf Familienangehorige, die EWR-BUrger oder Schweizer Burger sind; 2. auf Familienangehorige eines
Fremden, dem der Status des Asylberechtigten oder der Status des subsididr Schutzberechtigten im Rahmen eines
Verfahrens nach diesem Abschnitt zuerkannt wurde, es sei denn es handelt sich bei dem Familienangehdrigen um ein
minderjahriges lediges Kind; 3. im Fall einer Aufenthaltsehe, Aufenthaltspartnerschaft oder Aufenthaltsadoption (
Paragraph 30, NAG).

§ 35 Antrage auf Einreise bei Vertretungsbehdrden (AsylG 2005,BGBI. | Nr. 100/2005 idF BGBI. | Nr. 56/2018)Paragraph
35, Antrage auf Einreise bei Vertretungsbehdrden (AsylG 2005, Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 100 aus 2005, in der
Fassung Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 56 aus 2018,)

(1) Der Familienangehorige gemaR Abs. 5 eines Fremden, dem der Status des Asylberechtigten zuerkannt wurde und
der sich im Ausland befindet, kann zwecks Stellung eines Antrages auf internationalen Schutz gemaR 8§ 34 Abs. 1 Z 1
iVm § 2 Abs. 1 Z 13 einen Antrag auf Erteilung eines Einreisetitels bei der mit konsularischen Aufgaben betrauten
Osterreichischen Vertretungsbehdrde im Ausland (Vertretungsbehdrde) stellen. Erfolgt die Antragstellung auf Erteilung
eines Einreisetitels mehr als drei Monate nach rechtskraftiger Zuerkennung des Status des Asylberechtigten, sind die
Voraussetzungen gemal3 § 60 Abs. 2 Z 1 bis 3 zu erfiillen.(1) Der Familienangehdrige gemal Absatz 5, eines Fremden,
dem der Status des Asylberechtigten zuerkannt wurde und der sich im Ausland befindet, kann zwecks Stellung eines
Antrages auf internationalen Schutz gemal Paragraph 34, Absatz eins, Ziffer eins, in Verbindung mit Paragraph 2,
Absatz eins, Ziffer 13, einen Antrag auf Erteilung eines Einreisetitels bei der mit konsularischen Aufgaben betrauten
Osterreichischen Vertretungsbehorde im Ausland (Vertretungsbehdérde) stellen. Erfolgt die Antragstellung auf Erteilung
eines Einreisetitels mehr als drei Monate nach rechtskraftiger Zuerkennung des Status des Asylberechtigten, sind die
Voraussetzungen gemal3 Paragraph 60, Absatz 2, Ziffer eins bis 3 zu erfullen.

(2) Der Familienangehdrige gemal’ Abs. 5 eines Fremden, dem der Status des subsidiar Schutzberechtigten zuerkannt
wurde und der sich im Ausland befindet, kann zwecks Stellung eines Antrages auf internationalen Schutz gemal} § 34
Abs. 1 Z 2 iVm 8 2 Abs. 1 Z 13 frUhestens drei Jahre nach rechtskraftiger Zuerkennung des Status des subsidiar
Schutzberechtigten einen Antrag auf Erteilung eines Einreisetitels bei der Vertretungsbehorde stellen, sofern die
Voraussetzungen gemal3 § 60 Abs. 2 Z 1 bis 3 erfillt sind. Diesfalls ist die Einreise zu gewahren, es sei denn, es ware auf
Grund bestimmter Tatsachen anzunehmen, dass die Voraussetzungen fir die Zuerkennung des Status des subsidiar
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Schutzberechtigten nicht mehr vorliegen oder in drei Monaten nicht mehr vorliegen werden. DarUiber hinaus gilt Abs.
4.(2) Der Familienangehdrige gemalR Absatz 5, eines Fremden, dem der Status des subsididr Schutzberechtigten
zuerkannt wurde und der sich im Ausland befindet, kann zwecks Stellung eines Antrages auf internationalen Schutz
gemal Paragraph 34, Absatz eins, Ziffer 2, in Verbindung mit Paragraph 2, Absatz eins, Ziffer 13, frihestens drei Jahre
nach rechtskraftiger Zuerkennung des Status des subsididr Schutzberechtigten einen Antrag auf Erteilung eines
Einreisetitels bei der Vertretungsbehorde stellen, sofern die Voraussetzungen gemaf3 Paragraph 60, Absatz 2, Ziffer
eins bis 3 erfullt sind. Diesfalls ist die Einreise zu gewahren, es sei denn, es ware auf Grund bestimmter Tatsachen
anzunehmen, dass die Voraussetzungen fir die Zuerkennung des Status des subsidiar Schutzberechtigten nicht mehr
vorliegen oder in drei Monaten nicht mehr vorliegen werden. Darlber hinaus gilt Absatz 4,

(2a) Handelt es sich beim Antragsteller um den Elternteil eines unbegleiteten Minderjahrigen, dem der Status des
Asylberechtigten oder des subsidiar Schutzberechtigten zuerkannt wurde, gelten die Voraussetzungen gemaf3 § 60 Abs.
2 Z 1 bis 3 als erfiillt.(2a) Handelt es sich beim Antragsteller um den Elternteil eines unbegleiteten Minderjahrigen, dem
der Status des Asylberechtigten oder des subsidiar Schutzberechtigten zuerkannt wurde, gelten die Voraussetzungen
gemal Paragraph 60, Absatz 2, Ziffer eins bis 3 als erfullt.

(3) Wird ein Antrag nach Abs. 1 oder Abs. 2 gestellt, hat die Vertretungsbehérde dafir Sorge zu tragen, dass der
Fremde ein in einer ihm verstandlichen Sprache gehaltenes Befragungsformular ausfillt; Gestaltung und Text dieses
Formulars hat der Bundesminister fur Inneres im Einvernehmen mit dem Bundesminister fur Europa, Integration und
AuReres und nach Anhérung des Hochkommissérs der Vereinten Nationen fiir Fliichtlinge (8 63) so festzulegen, dass
das Ausfillen des Formulars der Feststellung des maligeblichen Sachverhalts dient. AuBerdem hat die
Vertretungsbehorde auf die Vollstandigkeit des Antrages im Hinblick auf den Nachweis der Voraussetzungen gemaR §
60 Abs. 2 Z 1 bis 3 hinzuwirken und den Inhalt der ihr vorgelegten Dokumente aktenkundig zu machen. Der Antrag auf
Einreise ist unverztglich dem Bundesamt zuzuleiten.(3) Wird ein Antrag nach Absatz eins, oder Absatz 2, gestellt, hat
die Vertretungsbehorde dafiir Sorge zu tragen, dass der Fremde ein in einer ihm verstandlichen Sprache gehaltenes
Befragungsformular ausflllt; Gestaltung und Text dieses Formulars hat der Bundesminister fUr Inneres im
Einvernehmen mit dem Bundesminister fiir Europa, Integration und AuBeres und nach Anhérung des
Hochkommissars der Vereinten Nationen fir Flichtlinge (Paragraph 63,) so festzulegen, dass das Ausfullen des
Formulars der Feststellung des maligeblichen Sachverhalts dient. AulRerdem hat die Vertretungsbehorde auf die
Vollstandigkeit des Antrages im Hinblick auf den Nachweis der Voraussetzungen gemaR Paragraph 60, Absatz 2, Ziffer
eins bis 3 hinzuwirken und den Inhalt der ihr vorgelegten Dokumente aktenkundig zu machen. Der Antrag auf Einreise
ist unverzlglich dem Bundesamt zuzuleiten.

(4) Die Vertretungsbehorde hat dem Fremden aufgrund eines Antrags auf Erteilung eines Einreisetitels nach Abs. 1
oder 2 ohne weiteres ein Visum zur Einreise zu erteilen (8§ 26 FPG), wenn das Bundesamt mitgeteilt hat, dass die
Stattgebung eines Antrages auf internationalen Schutz durch Zuerkennung des Status des Asylberechtigten oder des
subsidiar Schutzberechtigten wahrscheinlich ist. Eine derartige Mitteilung darf das Bundesamt nur erteilen, wenn 1.
gegen den Fremden, dem der Status des Asylberechtigten oder des subsidiar Schutzberechtigten zuerkannt wurde,
kein Verfahren zur Aberkennung dieses Status anhangig ist (88 7 und 9), 2. das zu befassende Bundesministerium flr
Inneres mitgeteilt hat, dass eine Einreise den &ffentlichen Interessen nach Art. 8 Abs. 2 EMRK nicht widerspricht und 3.
im Falle eines Antrages nach Abs. 1 letzter Satz oder Abs. 2 die Voraussetzungen des 8 60 Abs. 2 Z 1 bis 3 erfillt sind, es
sei denn, die Stattgebung des Antrages ist gemaR 8 9 Abs. 2 BFA-VG zur Aufrechterhaltung des Privat- und
Familienlebens im Sinne des Art. 8 EMRK geboten. Bis zum Einlangen dieser Mitteilung ist die Frist gemal3 &8 11 Abs. 5
FPG gehemmt. Die Vertretungsbehérde hat den Fremden (iber den weiteren Verfahrensablauf in Osterreich gemaR §
17 Abs. 1 und 2 zu informieren.(4) Die Vertretungsbehorde hat dem Fremden aufgrund eines Antrags auf Erteilung
eines Einreisetitels nach Absatz eins, oder 2 ohne weiteres ein Visum zur Einreise zu erteilen (Paragraph 26, FPG), wenn
das Bundesamt mitgeteilt hat, dass die Stattgebung eines Antrages auf internationalen Schutz durch Zuerkennung des
Status des Asylberechtigten oder des subsidiar Schutzberechtigten wahrscheinlich ist. Eine derartige Mitteilung darf
das Bundesamt nur erteilen, wenn 1. gegen den Fremden, dem der Status des Asylberechtigten oder des subsidiar
Schutzberechtigten zuerkannt wurde, kein Verfahren zur Aberkennung dieses Status anhangig ist (Paragraphen 7 und
9), 2. das zu befassende Bundesministerium fUr Inneres mitgeteilt hat, dass eine Einreise den 6ffentlichen Interessen
nach Artikel 8, Absatz 2, EMRK nicht widerspricht und 3. im Falle eines Antrages nach Absatz eins, letzter Satz oder
Absatz 2, die Voraussetzungen des Paragraph 60, Absatz 2, Ziffer eins bis 3 erfullt sind, es sei denn, die Stattgebung
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des Antrages ist gemal3 Paragraph 9, Absatz 2, BFA-VG zur Aufrechterhaltung des Privat- und Familienlebens im Sinne
des Artikel 8, EMRK geboten. Bis zum Einlangen dieser Mitteilung ist die Frist gemal Paragraph 11, Absatz 5, FPG
gehemmt. Die Vertretungsbehérde hat den Fremden (iber den weiteren Verfahrensablauf in Osterreich geméaR
Paragraph 17, Absatz eins und 2 zu informieren.

(5) Nach dieser Bestimmung ist Familienangehoriger, wer Elternteil eines minderjahrigen Kindes, Ehegatte oder zum
Zeitpunkt der Antragstellung minderjahriges lediges Kind eines Fremden ist, dem der Status des subsidiar
Schutzberechtigten oder des Asylberechtigten zuerkannt wurde, sofern die Ehe bei Ehegatten bereits vor der Einreise
des subsidiar Schutzberechtigten oder des Asylberechtigten bestanden hat; dies gilt weiters auch fir eingetragene
Partner, sofern die eingetragene Partnerschaft bereits vor der Einreise des subsididr Schutzberechtigten oder des
Asylberechtigten bestanden hat.

3.1.3. Die mafgeblichen Bestimmungen des FPG lauten:

§ 11 Verfahren vor den 6sterreichischen Vertretungsbehorden in VisaangelegenheiterParagraph 11, Verfahren vor den
Osterreichischen Vertretungsbehdrden in Visaangelegenheiten

(1) In Verfahren vor 0Osterreichischen Vertretungsbehérden haben Antragsteller unter Anleitung der Behdrde die fir
die Feststellung des maRgeblichen Sachverhaltes erforderlichen Urkunden und Beweismittel selbst vorzulegen; in
Verfahren zur Erteilung eines Visums D ist Art. 19 Visakodex sinngemdaf3 anzuwenden. Der Antragsteller hat Uber
Verlangen der Vertretungsbehdrde vor dieser persénlich zu erscheinen, erforderlichenfalls in Begleitung eines
Dolmetschers (8 39a AVG). § 10 Abs. 1 letzter Satz AVG gilt nur fir in Osterreich zur berufsméaRigen Parteienvertretung
befugte Personen. Die Vertretungsbehérde hat nach freier Uberzeugung zu beurteilen, ob eine Tatsache als erwiesen
anzunehmen ist oder nicht. Eine Entscheidung, die dem Standpunkt des Antragstellers nicht vollinhaltlich Rechnung
tragt, darf erst ergehen, wenn die Partei Gelegenheit zur Behebung von Formgebrechen und zu einer abschlieBenden
Stellungnahme hatte. (1) In Verfahren vor osterreichischen Vertretungsbehdérden haben Antragsteller unter Anleitung
der Behdrde die fur die Feststellung des maligeblichen Sachverhaltes erforderlichen Urkunden und Beweismittel selbst
vorzulegen; in Verfahren zur Erteilung eines Visums D ist Artikel 19, Visakodex sinngemal3 anzuwenden. Der
Antragsteller hat Uber Verlangen der Vertretungsbehdrde vor dieser personlich zu erscheinen, erforderlichenfalls in
Begleitung eines Dolmetschers (Paragraph 39 a, AVG). Paragraph 10, Absatz eins, letzter Satz AVG gilt nur fir in
Osterreich zur berufsméRigen Parteienvertretung befugte Personen. Die Vertretungsbehérde hat nach freier
Uberzeugung zu beurteilen, ob eine Tatsache als erwiesen anzunehmen ist oder nicht. Eine Entscheidung, die dem
Standpunkt des Antragstellers nicht vollinhaltlich Rechnung tragt, darf erst ergehen, wenn die Partei Gelegenheit zur
Behebung von Formgebrechen und zu einer abschlieRenden Stellungnahme hatte.

(2) Partei in Verfahren vor der Vertretungsbehdrde ist ausschlie3lich der Antragsteller.

(3) Die Ausfertigung bedarf der Bezeichnung der Behdrde, des Datums der Entscheidung und der Unterschrift des
Genehmigenden; an die Stelle der Unterschrift kann das Siegel der Republik Osterreich gesetzt werden, sofern die
Identitdit des Genehmigenden im Akt nachvollziehbar ist. Die Zustellung hat durch Ubergabe in der
Vertretungsbehdrde oder, soweit die internationale Ubung dies zuldsst, auf postalischem oder elektronischem Wege
zu erfolgen; ist dies nicht moglich, so ist die Zustellung durch Kundmachung an der Amtstafel der Vertretungsbehérde
vorzunehmen.

[...]

§ 11a Beschwerden gegen Bescheide Osterreichischer Vertretungsbehorden in VisaangelegenheitenParagraph 11 a,
Beschwerden gegen Bescheide dsterreichischer Vertretungsbehdrden in Visaangelegenheiten

(1) Der Beschwerdeflhrer hat der Beschwerde gegen einen Bescheid einer Osterreichischen Vertretungsbehérde
sdmtliche von ihm im Verfahren vor der belangten Vertretungsbehérde vorgelegten Unterlagen samt Ubersetzung in
die deutsche Sprache anzuschlieRen.

(2) Beschwerdeverfahren sind ochne mundliche Verhandlung durchzufihren. Es dirfen dabei keine neuen Tatsachen
oder Beweise vorgebracht werden.

(3) Samtliche Auslagen der belangten Vertretungsbehdrde und des Bundesverwaltungsgerichtes fir Dolmetscher und
Ubersetzer sowie fir die Uberpriifung von Verdolmetschungen und Ubersetzungen sind Barauslagen im Sinne des §
76 AVG.(3) Samtliche Auslagen der belangten Vertretungsbehérde und des Bundesverwaltungsgerichtes fur
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Dolmetscher und Ubersetzer sowie fiir die Uberpriifung von Verdolmetschungen und Ubersetzungen sind
Barauslagen im Sinne des Paragraph 76, AVG.

(4) Die Zustellung der Entscheidung des Bundesverwaltungsgerichtes hat Uber die Vertretungsbehorde zu erfolgen. §
11 Abs. 3 gilt. (4) Die Zustellung der Entscheidung des Bundesverwaltungsgerichtes hat Uber die Vertretungsbehorde
zu erfolgen. Paragraph 11, Absatz 3, gilt.

8§ 26 Visa zur Einbeziehung in das Familienverfahren nach dem AsylG 200%aragraph 26, Visa zur Einbeziehung in das
Familienverfahren nach dem AsylG 2005

Teilt das Bundesamt fir Fremdenwesen und Asyl gemal3§ 35 Abs. 4 AsylG 2005 mit, dass die Stattgebung eines
Antrages auf internationalen Schutz durch Zuerkennung des Status des Asylberechtigten oder des subsidiar
Schutzberechtigten wahrscheinlich ist, ist dem Fremden ohne Weiteres zur einmaligen Einreise ein Visum mit
viermonatiger Gultigkeitsdauer zu erteilen.Teilt das Bundesamt fur Fremdenwesen und Asyl gemaR Paragraph 35,
Absatz 4, AsylG 2005 mit, dass die Stattgebung eines Antrages auf internationalen Schutz durch Zuerkennung des
Status des Asylberechtigten oder des subsidiar Schutzberechtigten wahrscheinlich ist, ist dem Fremden ohne Weiteres

zur einmaligen Einreise ein Visum mit viermonatiger Gultigkeitsdauer zu erteilen.

3.2. Nach standiger Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes ist die Osterreichische Vertretungsbehdrde im
Ausland in Bezug auf die Erteilung eines Einreisetitels nach 8 35 AsylG an die Mitteilung des Bundesamtes flr
Fremdenwesen und Asyl Uber die Prognose einer Asylgewahrung gebunden, und zwar sowohl an eine negative als
auch an eine positive Mitteilung. Allerdings steht es dem Verwaltungsgericht offen, auch die Einschatzung des
Bundesamtes fur Fremdenwesen und Asyl Gber die Wahrscheinlichkeit der Gewahrung internationalen Schutzes an die
Antragsteller auf ihre Richtigkeit hin zu Uberprifen. Gegenstand der Uberprifung durch das Verwaltungsgericht ist
dabei, ob die Prognose des Bundesamtes fir Fremdenwesen und Asyl hinsichtlich der Wahrscheinlichkeit der
Gewahrung internationalen Schutzes an die Antragsteller im Rahmen eines (spateren) Familienverfahrens nach § 34
AsylG zutreffend erfolgt ist und die sonstigen Voraussetzungen des8 35 Abs. 4 AsylG erfullt sind (vgl. z.B. VWGH vom
26.02.2020, Ra 2019/18/0299, mwN). Dies setzt voraus, dass das Bundesamt fir Fremdenwesen und Asyl seine
Mitteilung auch entsprechend begrindet und dem Antragsteller Gelegenheit geboten wird, davon Kenntnis zu
erlangen und dazu Stellung zu nehmen. Im Fall einer negativen Prognose muss der Antragsteller, um die
Einreiseerlaubnis nach Osterreich zu erhalten, lediglich die (niedrigere) Beweisschwelle der Wahrscheinlichkeit einer
kinftigen Gewahrung internationalen Schutzes tberwinden (vgl. hierzu VwGH vom 22.11.2017, Ra 2017/19/0218).
Allerdings obliegt es ihm gegen eine negative Prognose des Bundesamtes fur Fremdenwesen und Asyl zumindest
entscheidungswesentliches Vorbringen etwa zu der vom Bundesamt fur Fremdenwesen und Asyl negativ beurteilten
Erteilungsvoraussetzung des § 35 Abs. 4 Z 3 AsylG zu erstatten und glaubhaft zu machen (vgl. VwGH vom 31.05.2021,
Ra 2020/01/0284) .3.2. Nach standiger Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes ist die 0Osterreichische
Vertretungsbehorde im Ausland in Bezug auf die Erteilung eines Einreisetitels nach Paragraph 35, AsylG an die
Mitteilung des Bundesamtes fur Fremdenwesen und Asyl Uber die Prognose einer Asylgewahrung gebunden, und zwar
sowohl an eine negative als auch an eine positive Mitteilung. Allerdings steht es dem Verwaltungsgericht offen, auch
die Einschatzung des Bundesamtes fir Fremdenwesen und Asyl Uber die Wahrscheinlichkeit der Gewahrung
internationalen Schutzes an die Antragsteller auf ihre Richtigkeit hin zu Gberpriifen. Gegenstand der Uberpriifung
durch das Verwaltungsgericht ist dabei, ob die Prognose des Bundesamtes fur Fremdenwesen und Asyl hinsichtlich der
Wahrscheinlichkeit der Gewahrung internationalen Schutzes an die Antragsteller im Rahmen eines (spateren)
Familienverfahrens nach Paragraph 34, AsylG zutreffend erfolgt ist und die sonstigen Voraussetzungen des Paragraph
35, Absatz 4, AsylG erflllt sind vergleiche z.B. VwWGH vom 26.02.2020, Ra 2019/18/0299, mwN). Dies setzt voraus, dass
das Bundesamt fur Fremdenwesen und Asyl seine Mitteilung auch entsprechend begriindet und dem Antragsteller
Gelegenheit geboten wird, davon Kenntnis zu erlangen und dazu Stellung zu nehmen. Im Fall einer negativen Prognose
muss der Antragsteller, um die Einreiseerlaubnis nach Osterreich zu erhalten, lediglich die (niedrigere) Beweisschwelle
der Wahrscheinlichkeit einer kiinftigen Gewahrung internationalen Schutzes tberwinden vergleiche hierzu VWGH vom
22.11.2017,Ra 2017/19/0218). Allerdings obliegt es ihm gegen eine negative Prognose des Bundesamtes fir
Fremdenwesen und Asyl zumindest entscheidungswesentliches Vorbringen etwa zu der vom Bundesamt flr
Fremdenwesen und Asyl negativ beurteilten Erteilungsvoraussetzung des Paragraph 35, Absatz 4, Ziffer 3, AsylG zu
erstatten und glaubhaft zu machen vergleiche VwGH vom 31.05.2021, Ra 2020/01/0284).

Das Bundesverwaltungsgericht hat daher eine eigenstandige Beurteilung hinsichtlich der Wahrscheinlichkeit der
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Gewahrung eines Schutzstatus im Inland zu treffen sowie zu Uberprifen, ob die Voraussetzungen des 8 35 Abs. 4 AsylG
vorliegen. Zudem hat es auch die sich aus Art. 8 EMRK ergebenden Anforderungen sicherzustellen (vgl. z.B. VfGH vom
23.11.2015, E 1510/2015 und VfGH vom 16.12.2025, E 1209/2025-19).Das Bundesverwaltungsgericht hat daher eine
eigenstandige Beurteilung hinsichtlich der Wahrscheinlichkeit der Gewahrung eines Schutzstatus im Inland zu treffen
sowie zu Uberprtfen, ob die Voraussetzungen des Paragraph 35, Absatz 4, AsylG vorliegen. Zudem hat es auch die sich
aus Artikel 8, EMRK ergebenden Anforderungen sicherzustellen vergleiche z.B. VfGH vom 23.11.2015, E 1510 aus 2015,
und VfGH vom 16.12.2025, E 1209/2025-19).

In seiner Entscheidung vom 16.12.2025, E 1209-1210/2025, hielt der Verfassungsgerichtshof fest, dass es grundsatzlich
ein legitimes offentliches Interesse des Gesetzgebers darstellt, angesichts des spezifischen Zwecks des 8 35 AsylG,
nachziehenden Personen ein Familienverfahren nach 8 34 AsylG zu erdffnen und ihnen denselben Schutzstatus wie
der bereits in Osterreich schutzberechtigten Bezugsperson zu gewéhren, die Einreise von Familienangehérigen eines
international Schutzberechtigten zum Zweck der Asylantragstellung nach § 34 AsylG wahrend eines laufenden
Aberkennungsverfahrens nach 8 7 AsylG nicht zuzulassen (vgl. auch Erlauterungen zur RV 330 BIgNR 24. GP, 25).
Diesem legitimen offentlichen Interesse steht das verfassungsgesetzlich gewahrleistete Recht auf Wahrung der
Familieneinheit der sich im Ausland befindenden Familienangehdrigen sowie der im Inland schutzberechtigten
Bezugsperson gemal Art. 8 EMRK gegenuber. Diesbezlglich ist darauf Bedacht zu nehmen, dass die Familieneinheit
ein grundlegendes Recht des Fliichtlings und die Familienzusammenfihrung ein wesentliches Element darstellt, um es
Personen, die vor Verfolgung gefllichtet sind, zu gestatten, ein normales Leben wiederaufzunehmen (vgl. EGMR, Tanda
Muzinga, Z 75). Es muss daher den von einer negativen Einreiseentscheidung gemal3 8 35 AsylG betroffenen
Familienangehorigen moglich sein, ihr nach Art. 8 EMRK zustehendes Recht auf Wahrung der Familieneinheit in einem
flexiblen, raschen und wirksamen und damit rechtsstaatlichen Anforderung entsprechenden (Rechtsmittel-)Verfahren
geltend zu machen (vgl. VfGH vom 16.12.2025, E 1209/2025-19 sowie EGMR vom 10.07.2014, 52.701/09, Z 62, vom
09.07.2021, 6697/18, M.A., Z 163 und vom 20.10.2022, 22.105/18, M.T. u.a., Z 58).In seiner Entscheidung vom
16.12.2025, E 1209-1210/2025, hielt der Verfassungsgerichtshof fest, dass es grundsatzlich ein legitimes 6ffentliches
Interesse des Gesetzgebers darstellt, angesichts des spezifischen Zwecks des Paragraph 35, AsylG, nachziehenden
Personen ein Familienverfahren nach Paragraph 34, AsylG zu er6ffnen und ihnen denselben Schutzstatus wie der
bereits in Osterreich schutzberechtigten Bezugsperson zu gewahren, die Einreise von Familienangehérigen eines
international Schutzberechtigten zum Zweck der Asylantragstellung nach Paragraph 34, AsylG wahrend eines
laufenden Aberkennungsverfahrens nach Paragraph 7, AsylG nicht zuzulassen vergleiche auch Erlauterungen zur
Regierungsvorlage 330 BIgNR 24. GP, 25). Diesem legitimen o&ffentlichen Interesse steht das verfassungsgesetzlich
gewahrleistete Recht auf Wahrung der Familieneinheit der sich im Ausland befindenden Familienangehdrigen sowie
der im Inland schutzberechtigten Bezugsperson gemal Artikel 8, EMRK gegenuber. Diesbezlglich ist darauf Bedacht zu
nehmen, dass die Familieneinheit ein grundlegendes Recht des Fllichtlings und die Familienzusammenfihrung ein
wesentliches Element darstellt, um es Personen, die vor Verfolgung gefllichtet sind, zu gestatten, ein normales Leben
wiederaufzunehmen vergleiche EGMR, Tanda Muzinga, Ziffer 75,). Es muss daher den von einer negativen
Einreiseentscheidung gemal} Paragraph 35, AsylG betroffenen Familienangehdrigen mdéglich sein, ihr nach Artikel 8,
EMRK zustehendes Recht auf Wahrung der Familieneinheit in einem flexiblen, raschen und wirksamen und damit
rechtsstaatlichen Anforderung entsprechenden (Rechtsmittel-)Verfahren geltend zu machen vergleiche VfGH vom
16.12.2025, E 1209/2025-19 sowie EGMR vom 10.07.2014, 52.701/09, Ziffer 62,, vom 09.07.2021, 6697/18, M.A., Ziffer
163 und vom 20.10.2022, 22.105/18, M.T. u.a., Ziffer 58,).

Zudem fuhrte der Verfassungsgerichtshof aus, dass sich das Bundesverwaltungsgericht im Verfahren Uber
Beschwerden gegen Bescheide Osterreichischer Vertretungsbehérden, mit denen ein Antrag auf Erteilung eines
Einreisetitels gemdlR§ 35 Abs. 4 Z 1 AsylG aufgrund eines gegen die Bezugsperson anhdngigen
Aberkennungsverfahrens abgewiesen wurde, nicht auf die Prifung beschranken kann, ob ein Aberkennungsverfahren
durch das Bundesamt fiir Fremdenwesen und Asyl hinsichtlich der Bezugsperson eingeleitet wurde und, ob die
Erledigung dieses Verfahrens im Zeitpunkt seiner Entscheidung noch offen ist. Das Bundesverwaltungsgericht hat in
verfassungskonformer Interpretation des § 35 Abs. 4 Z 1 AsylG vielmehr im Beschwerdeverfahren gegen die Abweisung
des Einreiseantrags aufgrund eines anhdngigen Aberkennungsverfahrens zu beurteilen, ob das Vorliegen eines
Aberkennungsgrundes nach § 7 AsylG nicht einmal wahrscheinlich ist. Weiters hat das Bundesverwaltungsgericht zu
prifen, ob das Aberkennungsverfahren zlgig und innerhalb einer angemessenen Verfahrensdauer gefthrt wird und
im Lichte von Art. 8 EMRK keine ungebulhrlich lange Verzégerung der Entscheidung uber die
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Familienzusammenfuhrung vorliegt. Im Hinblick auf die Verfahrensdauer ist dabei auch darauf Ricksicht zu nehmen,
ob eine allfallige Verfahrensverzogerung Uberwiegend der zustandigen Behorde oder der asylberechtigten
Bezugsperson zuzurechnen ist.Zudem fluhrte der Verfassungsgerichtshof aus, dass sich das Bundesverwaltungsgericht
im Verfahren Uber Beschwerden gegen Bescheide Osterreichischer Vertretungsbehdrden, mit denen ein Antrag auf
Erteilung eines Einreisetitels gemafld Paragraph 35, Absatz 4, Ziffer eins, AsylG aufgrund eines gegen die Bezugsperson
anhangigen Aberkennungsverfahrens abgewiesen wurde, nicht auf die Prufung beschranken kann, ob ein
Aberkennungsverfahren durch das Bundesamt fir Fremdenwesen und Asyl hinsichtlich der Bezugsperson eingeleitet
wurde und, ob die Erledigung dieses Verfahrens im Zeitpunkt seiner Entscheidung noch offen ist. Das
Bundesverwaltungsgericht hat in verfassungskonformer Interpretation des Paragraph 35, Absatz 4, Ziffer eins, AsylG
vielmehr im Beschwerdeverfahren gegen die Abweisung des Einreiseantrags aufgrund eines anhangigen
Aberkennungsverfahrens zu beurteilen, ob das Vorliegen eines Aberkennungsgrundes nach Paragraph 7, AsylG nicht
einmal wahrscheinlich ist. Weiters hat das Bundesverwaltungsgericht zu prtifen, ob das Aberkennungsverfahren zlgig
und innerhalb einer angemessenen Verfahrensdauer gefuhrt wird und im Lichte von Artikel 8, EMRK keine
ungebuhrlich lange Verzégerung der Entscheidung Uber die Familienzusammenfihrung vorliegt. Im Hinblick auf die
Verfahrensdauer ist dabei auch darauf Rucksicht zu nehmen, ob eine allfallige Verfahrensverzégerung Uberwiegend
der zustandigen Behorde oder der asylberechtigten Bezugsperson zuzurechnen ist.

In seiner Entscheidung vom 21.01.2026, Ra 2025/20/0399 bis 0401, schloss sich der Verwaltungsgerichtshof der eben
dargelegten Rechtsansicht des Verfassungsgerichtshofes an.

3.3. Unzweifelhaft liegt hinsichtlich der Bezugsperson ein Asylaberkennungsverfahren gemal3§ 7 AsylG vor, sodass die
Behdrde auch im Hinblick auf die negative Stellungnahme des Bundesamtes fur Fremdenwesen und Asyl gemal3 8 35
Abs. 4 AsylG vom 30.01.2025 zunachst zu Recht davon ausgegangen ist, dass die Antrage der Beschwerdefuhrer gemal
8§ 35 Abs. 1 Asyl abzuweisen sind.3.3. Unzweifelhaft liegt hinsichtlich der Bezugsperson ein
Asylaberkennungsverfahren gemal} Paragraph 7, AsylG vor, sodass die Behdrde auch im Hinblick auf die negative
Stellungnahme des Bundesamtes flir Fremdenwesen und Asyl gemal3 Paragraph 35, Absatz 4, AsylG vom 30.01.2025
zunachst zu Recht davon ausgegangen ist, dass die Antrage der Beschwerdefuhrer gemal3 Paragraph 35, Absatz eins,

AsylG abzuweisen sind.

Wie festgestellt wurde der Bezugsperson vom Bundesamt fur Fremdenwesen und Asyl mit Bescheid vom XXXX
.03.2023 der Status des Asylberechtigten aufgrund wohlbegrindeter Furcht vor Verfolgung durch das Regime des
damaligen syrischen Machthabers Bashar Al Assad zuerkannt.Wie festgestellt wurde der Bezugsperson vom
Bundesamt fir Fremdenwesen und Asyl mit Bescheid vom rémisch 40.03.2023 der Status des Asylberechtigten
aufgrund wohlbegriindeter Furcht vor Verfolgung durch das Regime des damaligen syrischen Machthabers Bashar Al

Assad zuerkannt.

3.3.1. Der Verfassungsgerichtshof legt vier Kriterien fest, die konkret erfullt sein mlssen, damit Antrage gemafis§ 35
AsylG wegen der Anhangigkeit eines Aberkennungsverfahrens betreffend die Bezugsperson abzuweisen sind3.3.1. Der
Verfassungsgerichtshof legt vier Kriterien fest, die konkret erfillt sein missen, damit Antrage gemald Paragraph 35,
AsylG wegen der Anhangigkeit eines Aberkennungsverfahrens betreffend die Bezugsperson abzuweisen sind:

? Vorliegen eines Aberkennungsgrundes darf nicht ,nicht einmal wahrscheinlich” sein (wohl im Sinne von ,muss

wahrscheinlich sein” zu interpretieren);
? das Aberkennungsverfahren muss zlgig gefuhrt werden;

? das Aberkennungsverfahren muss innerhalb einer angemessenen Verfahrensdauer gefihrt werden, wobei
darauf Rucksicht zu nehmen ist, ob eine Verfahrensverzégerung Uberwiegend der zustandigen Behorde oder der

asylberechtigten Bezugsperson zuzurechnen ist und

? es darf keine im Lichte von Art. 8 EMRK ungebtihrlich lange Verzégerung der Entscheidung Uber die
Familienzusammenfuhrung vorliegen ? es darf keine im Lichte von Artikel 8, EMRK ungebuhrlich lange Verzégerung der
Entscheidung Uber die Familienzusammenfuhrung vorliegen

Angesichts des Sturzes des Regimes unter Bashar Al Assad im Dezember 2024 kann in Fallen wie dem
gegenstandlichen, in dem die Bezugsperson aufgrund einer Bedrohung durch das damalige Assad-Regime wegen
Desertion vom Militardienst vom Bundesamt fur Fremdenwesen und Asyl der Status des Asylberechtigten zuerkannt
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bekommen hat, nicht im Sinne der Judikatur des Verfassungsgerichtshofes gesagt werden, dass eine Aberkennung des
Status des Asylberechtigten ,nicht einmal wahrscheinlich” ist, zumal das Bundesamt fur Fremdenwesen und Asyl in
seiner Stellungnahme vom 12.05.2026 ausdrticklich ausfihrte, grundsatzlich davon auszugehen, dass mit dem Sturz
des Assad-Regimes eine grundlegende Anderung der Lage in Syrien eingetreten ist.

Im nunmehrigen Entscheidungszeitpunkt ist das Verfahren Uber die Aberkennung des Status des Asylberechtigten
betreffend die Bezugspersonen nach wie vor beim Bundesamt fir Fremdenwesen und Asyl - somit seit ca. 16 Monaten
- anhangig und es wurden bislang abseits der Festsetzung eines Termins fur eine Einvernahme der Bezugsperson fur
den XXXX .06.2026 noch keine konkreten Verfahrensschritte gesetzt, was auch der Stellungnahme des Bundesamtes
vom 12.05.2026 eindeutig zu entnehmen ist. Daher ist auch ein Abschluss des Aberkennungsverfahren nicht absehbar.
Im nunmehrigen Entscheidungszeitpunkt ist das Verfahren Uber die Aberkennung des Status des Asylberechtigten
betreffend die Bezugspersonen nach wie vor beim Bundesamt fur Fremdenwesen und Asyl - somit seit ca. 16 Monaten
- anhangig und es wurden bislang abseits der Festsetzung eines Termins fur eine Einvernahme der Bezugsperson fur
den rdmisch 40.06.2026 noch keine konkreten Verfahrensschritte gesetzt, was auch der Stellungnahme des
Bundesamtes vom 12.05.2026 eindeutig zu entnehmen ist. Daher ist auch ein Abschluss des Aberkennungsverfahren
nicht absehbar.

Es wird dabei nicht verkannt, dass das Bundesamt fir Fremdenwesen und Asyl mit der Herausforderung konfrontiert
ist, bei grundlegenden Lageveranderungen in einem Herkunftsland eine tragfahige Sachverhaltsbasis zu ermitteln und
in Form entsprechender und gesicherter Landerfeststellungen seiner Entscheidung zugrunde zu legen, was
naturgemal eine gewisse Zeit, die wohl tber blof3e Wochen hinausgeht, in Anspruch nimmt. Ebenso ist zuzugestehen,
dass nach einer derartigen Lageveranderung nicht unmittelbar von einer Nachhaltigkeit der gedanderten Situation
ausgegangen werden kann, was fur die entsprechende Sachverhaltsermittlung erneut einen zeitlichen Mehrbedarf
bedeutet. Zu Recht weist das Bundesamt in seiner Stellungnahme vom 12.05.2026 in diesem Zusammenhang auf
héchstgerichtliche Judikatur hin, wonach bei tiefgreifenden politischen Veranderungen im Herkunftsstaat, etwa einem
Regimewechsel, ein langerer Beobachtungszeitraum erforderlich ist (vgl. VwGH vom 16.02.2006, ZI. 2006/19/0032).Es
wird dabei nicht verkannt, dass das Bundesamt fiir Fremdenwesen und Asyl mit der Herausforderung konfrontiert ist,
bei grundlegenden Lageverdanderungen in einem Herkunftsland eine tragfahige Sachverhaltsbasis zu ermitteln und in
Form entsprechender und gesicherter Landerfeststellungen seiner Entscheidung zugrunde zu legen, was naturgemaR
eine gewisse Zeit, die wohl Uber bloBe Wochen hinausgeht, in Anspruch nimmt. Ebenso ist zuzugestehen, dass nach
einer derartigen Lageveranderung nicht unmittelbar von einer Nachhaltigkeit der gednderten Situation ausgegangen
werden kann, was fir die entsprechende Sachverhaltsermittlung erneut einen zeitlichen Mehrbedarf bedeutet. Zu
Recht weist das Bundesamt in seiner Stellungnahme vom 12.05.2026 in diesem Zusammenhang auf héchstgerichtliche
Judikatur hin, wonach bei tiefgreifenden politischen Verdnderungen im Herkunftsstaat, etwa einem Regimewechsel,
ein langerer Beobachtungszeitraum erforderlich ist vergleiche VwGH vom 16.02.2006, ZI. 2006/19/0032).

Somit ist bei Aberkennungsverfahren gemaR 88 7 oder 9 AsylG einerseits ein langerer Beobachtungszeitraum
hinsichtlich der Nachhaltigkeit der Lageanderung im Herkunftsstaat not-wendig, andererseits hat das
Bundesverwaltungsgericht entsprechend der rezenten Judikatur des Verfassungsgerichtshofes vom 16.12.2025, E
1209-1210/2025, E 1211-2025, zu beurteilen, ob derartige Aberkennungsverfahren in Beschwerdeverfahren gemafd §
35 AsylG von der Behdrde auch zlgig und innerhalb einer angemessenen Verfahrensdauer betrieben werdenSomit ist
bei Aberkennungsverfahren gemaR Paragraphen 7, oder 9 AsylG einerseits ein langerer Beobachtungszeitraum
hinsichtlich der Nachhaltigkeit der Lageanderung im Herkunftsstaat not-wendig, andererseits hat das
Bundesverwaltungsgericht entsprechend der rezenten Judikatur des Verfassungsgerichtshofes vom 16.12.2025, E
1209-1210/2025, E 1211-2025, zu beurteilen, ob derartige Aberkennungsverfahren in Beschwerdeverfahren gemaR
Paragraph 35, AsylG von der Behdrde auch zlgig und innerhalb einer angemessenen Verfahrensdauer betrieben

werden.

Dieses Spannungsverhaltnis der unterschiedlichen Anforderungen kann letztlich nur dadurch aufgeldst werden, dass
das Bundesamt fiir Fremdenwesen und Asyl Aberkennungsverfahren beziglich eines Schutzstatus erst dann einleitet,
wenn eine entsprechende, tragfahige Sachverhaltsgrundlage in Bezug auf die geanderten Verhaltnisse und ihre
Nachhaltigkeit im Herkunftsstaat bereits vorliegt. Andernfalls verhindern der notwendige langere
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Beobachtungszeitraum sowie zudem die faktische Dauer der daran anknipfenden Erstellung eines komplexen
Landerprofils in derartigen Fallen geradezu notwendigerweise eine zlgige Durchfihrung des individuellen
Aberkennungsverfahrens.

Ungeachtet der Frage, ob damit allein schon eine ,angemessene Verfahrensdauer” im Lichte der rezenten Judikatur
des Verfassungsgerichtshofes Uberschritten erscheint, ist jedenfalls auszuftihren, dass eine ,zlgige
Verfahrensfihrung” im vorliegenden Fall der Bezugsperson schon deshalb nicht gegeben ist, weil seit der Einleitung
des Aberkennungsverfahrens abgesehen von der Anberaumung eines Einvernahmetermins fir den XXXX .06.2026 -
sohin ca. 17 Monate nach Einleitung des Aberkennungsverfahrens - keine (weiteren) inhaltlichen Verfahrensschritte
erfolgt sind. Ferner ist die Verzégerung der Verfahrensdauer allein dem Bundesamt fir Fremdenwesen und Asyl
zuzurechnen, wobei noch festzuhalten ist, dass eine bloRe behordliche Uberlastung nach standiger Judikatur auch
keinen Entschuldigungsgrund im Hinblick auf Sdumnisbeschwerden darstellt. Damit wurde im Ergebnis das
Aberkennungsverfahren der Bezugsperson der Beschwerdeflhrer nicht - im Lichte der oben angefihrten Judikatur -
zligig durchgeflihrt, sodass eine Abweisung der Beschwerde schon deshalb nicht mehr in Betracht kommt. Ungeachtet
der Frage, ob damit allein schon eine ,angemessene Verfahrensdauer” im Lichte der rezenten Judikatur des
Verfassungsgerichtshofes Uberschritten erscheint, ist jedenfalls auszufihren, dass eine ,zlgige Verfahrensfihrung” im
vorliegenden Fall der Bezugsperson schon deshalb nicht gegeben ist, weil seit der Einleitung des
Aberkennungsverfahrens abgesehen von der Anberaumung eines Einvernahmetermins fir den rémisch 40 .06.2026 -
sohin ca. 17 Monate nach Einleitung des Aberkennungsverfahrens - keine (weiteren) inhaltlichen Verfahrensschritte
erfolgt sind. Ferner ist die Verzdgerung der Verfahrensdauer allein dem Bundesamt fir Fremdenwesen und Asyl
zuzurechnen, wobei noch festzuhalten ist, dass eine bloRe behérdliche Uberlastung nach standiger Judikatur auch
keinen Entschuldigungsgrund im Hinblick auf Sdumnisbeschwerden darstellt. Damit wurde im Ergebnis das
Aberkennungsverfahren der Bezugsperson der BeschwerdefUhrer nicht - im Lichte der oben angefihrten Judikatur -
zlgig durchgeflhrt, sodass eine Abweisung der Beschwerde schon deshalb nicht mehr in Betracht kommt.

Angesichts dessen erlbrigen sich in der Folge auch Erwdgungen, ob im Lichte des Art. 8 EMRK in den konkreten Fallen
(k)eine ungebuhrlich lange Verzogerung bei der Familienzusammenfihrung vorliegt. Angesichts dessen ertbrigen sich
in der Folge auch Erwagungen, ob im Lichte des Artikel 8, EMRK in den konkreten Fallen (k)eine ungebuhrlich lange
Verzogerung bei der Familienzusammenfihrung vorliegt.

3.3.2. Im gegenstandlichen Verfahren waren die sonstigen Erteilungsvoraussetzungen, insbesondere die
Familienangehorigeneigenschaft, zumindest vormals offensichtlich gegeben, da andernfalls die zunachst positive
Wahrscheinlichkeitsprognose vom 16.04.2024 vom Bundes-amt fir Fremdenwesen und Asyl nicht abgegeben worden
ware. Sollten diese Erteilungsvoraussetzungen nach wie vor gegeben sein, sind - unter Umstdnden nach erneuter
Uberprifung der Erteilungsvoraussetzungen - die beantragten Einreisetitel zu gewéhren.

3.4. Das Bundesverwaltungsgericht weist noch auf die Spezifika und die verfahrensrechtlichen Einschrankungen (siehe
8 11a FPG) des gegenstandlichen Beschwerdeverfahrens hin, weshalb die Durchfiihrung der notwendigen
Ermittlungen zum Vorliegen der Erteilungsvoraussetzungen und zum allfalligen Vorliegen der von der Judikatur des
Verwaltungsgerichtshofes diesbezlglich entwickelten Kriterien nicht im Interesse der Effizienz, Raschheit und
Kostenersparnis durch dieses selbst durchgefihrt werden kann. 3.4. Das Bundesverwaltungsgericht weist noch auf die
Spezifika und die verfahrensrechtlichen Einschrankungen (siehe Paragraph 11 a, FPG) des gegenstandlichen
Beschwerdeverfahrens hin, weshalb die Durchfuhrung der notwendigen Ermittlungen zum Vorliegen der
Erteilungsvoraussetzungen und zum allfélligen Vorliegen der von der Judikatur des Verwaltungsgerichtshofes
diesbeziiglich entwickelten Kriterien nicht im Interesse der Effizienz, Raschheit und Kostenersparnis durch dieses
selbst durchgefuhrt werden kann.

Zudem geht es in den vorliegenden Fallen nicht bloR um ergdnzende Sachverhaltsfeststellungen, sondern um
entscheidungserhebliche Umstande, die erstmals und in Visaverfahren aufgrund des Auslandbezugs regelmaRig vor
Ort festzustellen sind, sodass eine Verlagerung des behordlichen Verfahrens - konkret den entscheidungsrelevanten
Sachverhalt erstmals zu ermitteln - hin zum Bundesverwaltungsgericht nicht in Betracht kommen kann.

Da vor diesem Hintergrund der vorliegenden Sachverhalt derart mangelhaft ist, war der angefochtene Bescheid
gemaR § 28 Abs. 3 VWGVG aufzuheben und dem Osterreichischen Generalkonsulat Istanbul die Erlassung neuer
Bescheide in den vorliegenden Rechtssachen aufzutragen.Da vor diesem Hintergrund der vorliegenden Sachverhalt


https://www.jusline.at/gesetz/fpg/paragraf/11a
https://www.jusline.at/gesetz/vwgvg/paragraf/28

derart mangelhaft ist, war der angefochtene Bescheid gemal} Paragraph 28, Absatz 3, VwGVG aufzuheben und dem
Osterreichischen Generalkonsulat Istanbul die Erlassung neuer Bescheide in den vorliegenden Rechtssachen
aufzutragen.

3.5. GemalR § 11a Abs. 2 FPG war dieser Beschluss ohne Durchfihrung einer mindlichen Verhandlung zu treffen.3.5.
Gemal’ Paragraph 11 a, Absatz 2, FPG war dieser Beschluss ohne Durchfihrung einer mundlichen Verhandlung zu
treffen.

4. Zu B) Zulassigkeit der Revision:

GemafR§ 25a Abs. 1 VwWGG hat das Verwaltungsgericht im Spruch seines Erkenntnisses oder Beschlusses
auszusprechen, ob die Revision gemald Art. 133 Abs. 4 B-VG zulassig ist. Der Ausspruch ist kurz zu begriinden. Nach
Art. 133 Abs. 4 erster Satz B-VG idF BGBI. | Nr. 51/2012 ist gegen ein Erkenntnis des Verwaltungsgerichtes die Revision
zuldssig, wenn sie von der Lésung einer Rechtsfrage abhangt, der grundsatzliche Bedeutung zukommt, insbesondere
weil das Erkenntnis von der Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes abweicht, eine solche Rechtsprechung fehlt
oder die zu lésende Rechtsfrage in der bisherigen Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes nicht einheitlich
beantwortet wird. GemaRR Paragraph 25 a, Absatz eins, VWGG hat das Verwaltungsgericht im Spruch seines
Erkenntnisses oder Beschlusses auszusprechen, ob die Revision gemal Artikel 133, Absatz 4, B-VG zuldssig ist. Der
Ausspruch ist kurz zu begriinden. Nach Artikel 133, Absatz 4, erster Satz B-VG in der Fassung Bundesgesetzblatt Teil
eins, Nr. 51 aus 2012, ist gegen ein Erkenntnis des Verwaltungsgerichtes die Revision zuldssig, wenn sie von der Lésung
einer Rechtsfrage abhangt, der grundsatzliche Bedeutung zukommt, insbesondere weil das Erkenntnis von der
Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes abweicht, eine solche Rechtsprechung fehlt oder die zu Idsende
Rechtsfrage in der bisherigen Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes nicht einheitlich beantwortet wird.

In den vorliegenden Fallen ist die Revision gemaR Art. 133 Abs. 4 B-VG zulassig, weil die Frage, wann die behdrdliche
FUhrung eines Aberkennungsverfahrens gemaR §8 7 Abs. 1 Z 2 AsylG betreffend den Asylstatus einer Bezugsperson als
»zUgig" anzusehen ist, durch den Verwaltungsgerichtshof noch nicht beantwortet ist und sohin eine Rechtsfrage
grundsatzlicher Bedeutung vorliegt. Diese geht auch insoweit Uber die gegenstandliche Rechtssache hinaus, da die
vorliegende Fallkonstellation gehauft auftritt.In den vorliegenden Fallen ist die Revision gemaR Artikel 133, Absatz 4, B-
VG zulassig, weil die Frage, wann die behdérdliche Fihrung eines Aberkennungsverfahrens gemaf Paragraph 7, Absatz
eins, Ziffer 2, AsylG betreffend den Asylstatus einer Bezugsperson als ,zlgig” anzusehen ist, durch den
Verwaltungsgerichtshof noch nicht beantwortet ist und sohin eine Rechtsfrage grundsatzlicher Bedeutung vorliegt.
Diese geht auch insoweit Uber die gegenstandliche Rechtssache hinaus, da die vorliegende Fallkonstellation gehauft
auftritt.
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